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Die wirtſchaftlichen Bedingungen der Entente.
Die Note der Alliierten.

Verſailles 23 Mai. Die deutſche Friedens
delegation hal am B. Mai abends nachſtehende Note er
halten:

Herr Vräſident!
1. Die alliierken und aſſoziierten Mächte haben den Bericht

der durch die deutſche Remerung zur Prufung der wirtſchaft
lichen Bedingungen des Friedensvertrages eingeſetzten Kom
miſſion echalien und ſorgſältig geprüft. Dieſer Bericht ſcheint
ihnen eine ſehr unzuteichende Darſtellung der Tat-
ſachen zu gebeg, an gewiſſen Stellen ſtarke Uebertrei-
bungen aufzuwerſen und die arundlegenden Prinzipien zu
verkennen, die ſich aus den Nrſachen des Krieges und aus ſeinem
Ausgang ergeben und welche die aufzuerlegenden Bedingungen
erklären und rechtfertigen.

Die verminderte Vevölkerung.
W. Die deutſche Note erklärt einleitend, daß die induſtriellen

Kraftquellen Deutſchlands nor dem Kriege zur Deckung des Be
darfes einer Bevölkerung von 67 000 000 Einwohnern nicht ge
nügten: und ſie ſtellt s ſo dar. gſs entſpräche dieſe Ziffer der
Bevölkerungszahl. ſür die Deutſchland mit verminderten Kraft
guellen auch in Zukunft werter o muß. Das iſt nicht der

Die geſamte r r utſchlands wird um enöa
Seelen verringert werden. die zu nichtdeutſchen Ge

bieten gehören und die man zu desannektieren beabſichtigt. Es
ſind die Bedürfniſſe die
rung. die wir berufen ſer derminderten Bevölkeprüfen.
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De 2 a w.en e en Vereeehrt überläßt.
überſehen zu iner großenne bildet,

ren des

Weiſe zerſtört worden iſt. Das Defigit
e Welt iſt das Ergebnis nicht der
ondern der

Die Einfuhr landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe
Die Rote betont nachdrücklichſt die Abſicht, Deutſchlandim Gebiete zu entziehen, di Lionders für die Erzeugun

von Getreide und Kartoffeln in Betracht kommen. s i
richtig, aber ſie bemerkt nicht, daß nichts in dem Friedensver
tr Fortfesung dieſer Art von Bodenkultur in den be
tr Gegenden oder die Einfuhr dieſer
niſ 27 eutſchland verbietet. Jm nteil iſtdie Zoll freiheit dieſer Erzeugniſſe aus den ebieten

r u von dr h au r s eschland, eſe Gegenden nichts von ihrer
roduktivität infolge von Kriegsverheerungen verloren haben

al entgangen, das die deutſchen
ten Belgiens und Frankreichs

T r e Soffenbar kein Grund dafürhalb ihre Erzengni ich i ten ebie ar ſſe ter auf deu
un Einfuhr von Phosphaten.

6. Jn der Note wird beſonder ichtigten Einſchränkungen betreffen die r e r
haten gelegt. Es wird außerDeutſchland die Phosphate, des er Nee S

ſondern ſtets eingeführt hat. Ferner et in d ortr iedensvertrages keine e die in
un e Einfuhr von Phosphaten nach Deutſchland vertet oder Se Andere Länder, die Kla Phos

hate erzeugen, ſind gleichfalls gezwungen, ſie einzuführen,
gleichen viele andere Erzeugniſſe, die aus dem Auslande

kommen: der Unterſchied zwiſchen den beiden Situationen
wird allein gebildet durch den jeweiligen Grad des Reichtums
oder der Armut der betreffenden Länder.

Die Abgabe von Kohlen.
6. Die deutſche Note beſchwert ſich gang beſonders darüber,

daß man Deutſchland ſeine Kohle mee und behauptet, daß Deutſchland faſt ein tel der erg ung de
ſtehenden Kohleng verliere, aber ſie unter su
merken, daß eir. Viertel des deutſchen gtbrgus
vor dem Kriege in den Gebieten ſtattfand, n
e

nkohle zu eKriege 9 Millionen Tonnen betrug vone dem
nich übertr Gebieten ſtammt. Esa eteugung dern fein et bieraſch ſieg: rich ken un u

Steigerung ſich in Zukunſt bei ſachgemäßer Ausbeutung ſort
ſetzen wird.

Zerſtöcrung der Kohlengruben in Nordfrankreich.
7. Aber muß nicht die Kohlenfrage unter anderen und zivar

weiteren Geſichtsvunkten betrachtet werden Es darf richt ver
ſſen werden. daß zu den unberechtigten Verheerungen die
e deutſchen Armeen während des Krieges begangen haben die

faſt vollſtändige Zerſtörung der Kohlenſchätze in Nordfrankreich
zählt. Eine ganze Induſtrie iſt mit Vorbedacht und Wildheit
vernichtet worden und es werden Jahre nötig ſein. um ſie
wieder ins Leben zu rufen. Die Folge davon iſt ein lang
wäührender und ernſter Mangel an Kohle in Weſteurova Es
tibt gexechterweiſe keinen Grund dafür daß die Folgen dieſes

angels ausſchließlich vor den alliierten Ländern getragen
werden, die die Opfer davon waren. oder dafür daß Deutſch
land, welches mutwillig dieſes Defizit verſchuldet hat, es nicht
im vollen Maße ſeiner Kräfte ausgleicht

Die Einfuhr von Eiſenerzen und Zint.
3 Die Note hebt ebenfalls die Schwierigkeiten hernor die für

Deutſchland dadurch verurſacht werden. daß es in Zukunft
Eiſenerze und Zinn einzuführen genötigt iſt Man verſteht
nicht, warum Deutſchland unter Verhältniſſen leiden ſollte.
denen ſich andere Länder autwillig unterwerfen müſſen. Es
wäre ein grundſätzlicher Jrrtum zu glauben daß es notwendig
iſt. die politiſche Souveränität aufzuheben, um ſich in
einem Lande einen angemeſſenen Prozeniſatz der
Er zeugung zu ſichern, eine ſolche Anſchauung veruht
auf keinem wirtſchaftſichen oder hiſtoriſchen Geſetz

(KDoriſebung auf der nächſten Seite.)

Die Verhandlungen in Spaa.
Berlin, 24. Mai. Ueber den Verlauf der Verhandlungen

in Spaa erfährt W. T. B.: Die Finanzdelegierten werden heute
unter Vorſitz Dernburgs in Spag zur Beſprechung techniſcher
Einzelheiten tagen. Bis heute abend werden die Gegen
vorſchläge völlig fertig ſein. Jn den erſten Tagen
der nächſten Woche werden die Gegenvorſchläge in einer größe
ren Denkſchrift überreicht werden (deutſch, engliſch und fran
göſiſch), in welcher alle Fragen als ein einheitlicher Komplex
behandelt werden, welche bisher in Einzelnoten noch nicht er
ledigt wurden. Zugrunde gelegt iſt der Rechtsboden, der ſich
aus der Lanſingnote ergibt. Es wurde verſucht, unter An
erkennung der beiderſeitigen Bedürfniſſe den ſicherlich vor
handenen Zwieſpalt in den gegneriſchen Vorſchlägen zu be
ſeitigen, der darin beſteht, daß einerſeits es Deutſchland auf
wirtſchaftlichem Gebiete unmöglich gemacht werden ſoll, hoch
zukommen, und daß andererſeits Deutſchland die härteſten
wirtſchaftlichen Auflagen zugemutet werden. Es wurde ver-
ſucht, in poſitiven Vorſchlägen darzulegen, was Deutſchland
unter den gegebenen Bedingungen leiſten kann, und was nicht,
und ferner, daß gewiſſe Leiſtungen überhaupt nur möglich ſind
bei einer gewiſſen Gemeinſamkeit der Arbeit zwiſchen den Geg-

unſere Gegenvorſchläge ein brauchbares Jnſtrument zu Ver-
handlungen, auch zu mündlichen, ſind. Andere Fragen ſind in
Spaa nicht verhandelt worden.

Proteſte der Jnternationale.
»Verſailles, 23. Mai. Die ſozialiſtiſchen Blätter Frank

reichs bringen Aufrufe der Parteiinſtanzen, am kommenden
Sonntag zur Erinnerung an die blutige Woche vom Mai 1871
und für ſoziale Gerechtigkeit und Wiederherſtellung der Brüder
lichkeit der Menſchheit große Demonſtrationen zu ver
anſtalten. Man erwartet das Zuſammenſtrömen größerer
Menſchenmaſſen als am 1. Mai.

Verſailles, 23. Mai. Das franzöſiſche Gewerkſchafts
blatt La Bataille ſpricht dem Genoſſen Ledebour wegen
ſeiner unerſchrockenen Haltung auf der Anklagebank ſeine Ver-
ehrung und Bewunderung aus. Journal de Penple bringt einen
in leidenſchaftlichem Tone gehaltenen Leitartikel gegen einen
neuen Krieg, ſei es, daß er ſich gegen Deutſchland, wie
gegen Rußland richte.

Chiaſſo, 24. Mai. Die von der ſozialiſtiſchen Par
te i in Mailand gegen den Frieden von Verſailles veranſtaltete
Proteſtverſammlung nahm bei ſehr ſtarker Veteilisung
einen eindrucksvollen Verlauf. Die ſozialiſtiſchen Abgeordneten
Treves und Turati unterzogen den Friedensentwurf der
Alliierten einer ſcharfen Kritik. Er lege den Grundſtein zu
einem baldigen neuen Krieg. Um dieſen zu vermeiden, müſſe
ſich die Jnternatisnale geſchloſſen gegen die Bedingungen er-
heben. Solche Vergewaltigung und Verfklavung des derr ſchen
Prolctariats dürfe nicht zugelaſſen werden.

Jn einer großen ſozialiſtiſchen Kundnebung in Marlend ver
kündete Ferratut, wie dem Vorwäris berichtet wird, den

24ſtündigen Generalſtreik der Sozialiſten aßer Länder
als Proteſt gegen den von der Entente Deutſchland angedrohten
Gewaltfrieden,

nern und uns. Kabinett und Delegation ſind der Anſicht, daß

er

l

fordern.

zcäte und Reglerung.

Von S. Aufhäuſer.
Am 9. und 10. November galten die Arbeiterräte als eine

brauchbare Einrichtung, als Träger der revolutionären Ar-
beiterſchaft die neue Volksregierung in den Sattel zu heben.
Bald darauf wurden ſie eine uner wünſchte Kontroll-
in ſtanz, do der von ihnen eingeſetzte Vollzugsrat den un-
beugſamen Willen zeigte, mit der Beſeitigung Wilhelms II.
und ſeiner Berufskollegen nicht Halt zu machen. Nachdem ſich
dann inzwiſchen die Machthaber des Kapitalismus vom erſten
Schreck erholi hatien, begann ſofort die Heze gegen die
Arberkerröte. Die Sehnſucht nach der Nationalverſammlung
war das gegebene Mittel, um jene leidigen Revolutions-
inſtanzen als überflüſſig zu erllären. Die Regierungsſoziag-ſiſten fanden in dem Fennegirat der Arbeiterräte den will
kommenen Bundesgenoſſen, der nun ſein Mandat darin er
blickte die ihm von ſeinen Auftraggebern übertragene Macht
an die Nationalverſammlung zu verſchenken. Da die Arbeiter
ſchaft dieſen „Abſchluß“ der Revolution nicht begreifen wollte,
ſollte ſie durch Maſchinengewehre, Kanonen, Flammenwerfer
und andere Errungenſchaften unſerer Technik eines Beſſeren
belehrt werden.

Die früheren Arbeiterführer, die ſich indes ſtrategiſch klug
vom inneren Feind losgelöſt und nad ar zurückgege
hatten. mußte
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J I J 4t T z eT v J T erur plötzlich zu dere Sedern im Gegenteil „verankern“ ten. ng der
Berliner Streikenden erhielt am 5. z in Weimar die Zu
ſicherung, daß die privatkapitaliſtiſche, von der einſeitigen
Herrſchaft des Unternehmertums diktierte Wirtſchaftsordnung
planmäßig und weiſe abgebaut und ſozialiſtiſch neugeordnet
werden ſollte“. Am 65. April folgte ein Kabinettsbeſchluß, der
die Abänderung des S 34 der Reichsverfaſſung ankündigte.
Nun fingen aber die bisher geduldigen Kopfarbeiter an,
auch ihrerſeits zu rebellieren und ein Mitbeſtimmungsrecht zu

Wiederum verſicherte die Regierung, die Wünſche der
ngeſtellten „in kürzeſter Friſt verwirklichen zu wollen.
Der Regierungsentwurf für die Erfüllung derbeiden Verſprechen liegt jetzt vor. Die Faſſung iſt in ihren

Einzelheiten noch unverbindlich, da ſie jetzt erſt durch eine
Kommiſſion der beteiligten Wirtſchaftsverbände durchgearbeitet
werden ſoll, bevor ſie an die Nationalverſammlung grlarag
wird. Es dürfte aber nie ein, die Arbeiter und Angeſtell
ten wenigſtens mit den Grundzügen der beabſichtigten „Ver
ankerung des Rätegedankens“ bekannt zu machen. Das kom
mende „Geſetz über Betriebsräte“ ſoll einmal die
Arbeiter und Angeſtellten beruhigen, indem es die bisher als
ungenügend erachteten Angeſtellten und Arbeiterausſchüſſe ab
löſt und ein Mitbeſtimmungsrecht in den Fragen des Arbeiter
verhältniſſes verheißt. Gleichzeitig aber iſt die Umtaufung von
„Ausſchuß“ in „Betriebsrat rot um damit auch die
künftige Ueberflüſſigkeit der Arbeiterräte feſt
zulegen. Auf beſondere Anfrage, ob die kommenden Betriebs-
räte den Erſatz für die bisherigen Betriebsausſchüſſe und die
bisherigen Arbeiterräte bilden ſollen, meinte Reichsarbeits-
miniſter Bauer, er kenne eben nur Betriebsräte. De
mit wäre alſo der Zeitpunkt, in dem durch Geſetz endgültig
Schluß mit den Arbeiterräten gemacht werden ſoll, gekommen.
So alſo ſieht die Erfüllung des Regierungsverſprechens aus.
das gelegentlich des Berliner Generalſtreiks der Arbeiterſchaft
gegeben worden war.

Damit der Schein gewahrt bleibt, hat jedoch die Regierung
dieſen in „Betriebsrat umgetauften Angeſtellten und Arbeiter
ausſchüſſen auch wirtſchaftliche Aufgaben zugewieſen, die
einen Ausgleich der überflüſſig gewordenen Arbeiterräte bilden
follen. Die Betriebsräte würden neben ihren ſozialen Auf-
gaben einen Einfluß auf die Produktion eingeräumt erhalten,
der folgendermaßen ausſieht:

„Der Betriebsrat hat die Aufgabe, den Arbeitgeber bei der
Betriebsleitung durch Rat zu unterſtützen und für einen
möglichſt hohen Stand der Arbeitsleiſtung zu ſorgen.
»Das Reichsarbeitsamt hätte wenigſtens ſo ehrlich c und

ſollen, daß es nicht gewillt iſt, den Angeſtellten und
Arbeitern überhaupt einen Einfluß auf die Produk-
tion zu geben. Dann hätte es darauf beeren können,
die ſozialen Aufgaben der ſog. Betriebsräte aufzuzählen. Wenn
aber mit dieſem Geſetz der Anſchein erweckt werden ſoll, alsſollten die Arbeiter und Angeſtellten, wie es in jenem Kabi
nettsbeſchluß ſo ſchön hieß, „gleichberechtigt an der geſamtwirt
ſchaftlichen Entwicklung der produktiven Kräfte mitwirken“.

iſt das eine glatte Verhöhnung der, ganzen Revolution. Bei
m Proviſorium im mitteldeutſchen Bergbau vom 12. März

war vorgeſehen: m der Detriehn fein„Der Betriebsrat ſorgt mit ebsleitung für einenmöglichſt hohen Stand der Produktion S iſt auf Wunſch
h in alle wirtſchaftlichen Vorgänge des Botriebes zu
gewähren.

Selbſt die damals gewährten beſcheidenen ſtändniſſewerden jetzt wieder zunichte und die Au e der r
triebsräte in wirtſchaftlicher der erſchöpft ſich darin, den
Antreiber zu ſpielen, um die Arbeitsleiſtungen zu erhöhen, e
entſcheidenden Einfluß auf h n Beſchaffung
Beiriebsmittel uſw. zu haben. Dieſe Aufg rig e

Bezirksardie geplanten paritätiſch juſammengefettenräte und Arbellegemeinſcheeen in denen die Vertreter des

y
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ar Javitals dazu berufen ſein ſollen, die Sozialiſierung durch

Mit dem Aufgehen der Arbeiterräte in dieſen famoſen Betriebsräten ſoll, abgeſehen von dem man eſge n au
die Geſtaltung der Produktion und der Vroduktionsweſſe au
die reſtloſe politiſche Entrechtung der revolutionärenKörperſchaften herbeigeführt werden. an darf aber nicht
etwa glauben, daß die Betriebsräte nun in ſog igler Hin
ſicht eine weſentliche Verbeſſerung der Angeſtellten
und Arbeiterausſchüſſe bringen. r ſoziale Aufgabenkreis
entſpricht im weſentlichen denen, die in der Verordnung vom
28. De feſtgelegt ſind. Neu iſt lediglich die Gewäh
eines Mitbeſtimmungsrechtes, das aber auch nicht entfernt den
Forderungen entſpricht, die von der rn organi-
ſierten Angeſtelltenſchaft erhoben worden ſind. s ommen
in der Metallinduſtrie, das damals den Anſatz für eine geſe
liche Regelung bilden ſollte, iſt wörtlich übernommen
ohne die damals von den Angeſtellten bereits feſtgeſtellten
Mängel auch nur in einem Punkt zu beſeitigen. s Mit
beſtimmungsrecht bei Einſtellungen ſoll erſt Geltung haben,
nachdem der Dienſtvertrag bereits getätigt iſt. Der Ein-
ſpruch bei Kündigungen hat nach dem Entwurf rechtlich keineaufſchiebende Wirkung. Für friſtloſe Entlaſſungen u die
Zuſicherung des Mitbeſtimmungsrechtes überhaupt.
Berufsgruppen, wie die Verſicherungsangeſtellten, Brauerei
angeſtellten, die ſtädtiſchen Angeſtellten von Berlin u. a., die ihr
Mitbeſtimmungsrecht in Tarifen ſchon geregelt haben, würden
durch die beabſichtigte geſetzliche Regelung eine erheblicheVerſchlechterung erfahren. Vom Pitbeſtimmungsrecht
bei Beförderung, Verſetzung und anderen Fragen iſt keine Rede.
Juch das Wahlrecht erſcheint mit der Altersgrenze von 20
Jahren ebenſo unannehmbar, wie das Wählbarkeitsalter von
24 Jahren. Selbſt in der Verordnung vom 23. Dezember 1918
war das paſſive Wahlrecht bereits auf 20 Jahre herabgeſetzt,
und es bedarf hier keiner Erläuterung, daß die zahlreichen
jugendlichen Angeſtellten und Arbeiter unter 20 Jahren vom
aktiven Wahlrecht keinesfalls ausgeſchloſſen werden können.

So ſehr aber einerſeits wichtige Grundforderungen der
Arbeitnehmer im Entwurf vermißt werden müſſen, ſo finden
wir andererſeits Beſtimmungen, die in keinem Falle zu den
Befugniſſen des Vetriebsrates gehören. Was ſoll z. B. folgende
Beſtimmung über den Streik beſagen?

Der Betriebsrat hat in dem Falle, daß erhebliche Teile der
Arbeitnehmer eine Arbeitseinſtellung wünſchen, dafür Sorge
zu tragen. daß hierüber eine den Beſtimmungen der be
teiligten Arbeitnehmervereinigungen entſprechende ordnungs-
mäßige und geheime Abſtimmung ſtattfindet, an der teil-
zunehmen allen Arbeitnehmern des Betriebes ermöglicht wird,
die an der geplanten Arbeitseinſtellung teilnehmen ſollen.

Es iſt mir nicht bekannt, daß von Arbeitnehmerſeite jemals
dieſe Beſtimmung gefordert worden iſt, vielleicht aber von der
Gegenſeitel Es kommt dazu, daß auch politiſche Streiks
von dieſer Anordnung miterfaßt werden würden.

Die Hoffnung, daß die eingeſetzte Kommiſſion den Ent-
wurf im Sinne des Rätegedankens verbeſſern wird, iſt gering,
denn mit Ausnahme einiger Sprecher der Arbeits gemeinſchaft
freier Angeſtelltenverbände hat in der Konferenz im Reichs-
arbeitsamt lediglich ein Vertreter der chriſtlichen Gewerkſchaften
grundſätzliche Einwendungen gemacht, während Herr Janſ-
ſon von der General kommiſſion die im Entwurf be
zeichneten Aufgaben bereits als „ausreichend“ erklärt hat.
Hoffentlich erkennt die Arbeiterſchaft rechtzeitig die Gefahr,
Reg der Verwirklichung dieſer Regierungsabſichten verborgen

iegt.

Die Note der Alliierten.
(Fortſetzung von der erſten Seite.)

Note bezüglich der Zukunft der deutſchen Jnduſtrie im all
gemeinen enthält. Dieſe Betrachtungen erſcheinen ihnen als
durch offenbare Uebertreibungen gekennzeichnet und entſtellt.
Die Tatſache wird nicht berückſichtigt, daß die wirtſchaftliche
Kataſtrophe, die der Krieg verurſacht hat, ſehr ausgedehnt iſt
und ſich ſogar auf die ganze Welt erſtreckt. Alle Länder werden
darunter zu leiden haben. Es gibt keinen Grund dafür, daß
Deutſchland, das die Schuld am Kriege trägt, nicht ebenfalls
darunter leiden ſoll!

Deutſchlands künftige Bevölkerung.
10. Desgleichen kann man, was die künftige Bevölkerung be

trifft, den Angaben der deutſchen Note keinen Glauben ſchenken.
Ferner verſucht dieſe zu beweiſen, daß die Auswanderung
aus Deutſchland notwendig ſein wird, aber daß wenige
Länder dieſe Auswanderer aufnehmen werden. Sie verſucht
auch nachzuweiſen, daß eine Menge von Deutſchen in ihr
Geburtsland zurückkehren werden, um dort unter Bedingungen
zu leben, die man ſchon jetzt als unerträglich hingeſtellt hat.
Es wäre unrichtig, zuviel Gewicht auf die eine oder die andere
dieſer Mutmaßungen zu legen.

Deutſchland ohne Rohſtoffe.
11. Schließlich behauptet die deutſche Note leichtfertig,

daß die Friedensbedingungen logiſcher Weiſe den Tod mehrerer
Millionen Menſchen in Deutſchland außer denen nach ſich ziehen
würden, die im Kriege geſtorben ſind oder die man als Opfer
der Blockade hinſtellt. Man könnte mit ſehr großem Recht den
infolge des Krieges durch Deutſchland erlittenen Verluſten die
noch viel beträchtlicheren Verluſte entgegenſtellen, die den
alliierten Ländern durch Deutſchlands Angriff und durch ſeine

zugefügt wurden, Verluſte, die unauslöſchliche
Spuren bei der männlichen Bevölkerung Europas hinterlaſſen
haben. Andererſeits beruhen die Zahlen der Verluſte, die durch
uvſere Blockade angeblich verurſacht worden ſind, auf reinen
Hypotheſen. Die deutſche Schätzung der künftigen Verluſte kann
nur dann anerkannt werden, wenn man die Vorausſetzungen
anerkennt, auf deren Grundlage ſie nach der deutſchen Be
r r beruhen. Aber dieſe Vorausſetzungen ſind voll

omm en irrtümlich, es liegt nicht der mindeſte Anlaß
vor, zu glauben, daß eine Bevölkerung zu dauernder Unfähig-
keit verurteilt iſt, weil ſie in Zukunft Handel mit ihren Nach-
barn treiben muß, anſtatt ſelbſt das zu erzeugen, was ſie be-
darf. Ein Land kann gleichzeitig ein großes Jnduſtrieland
werden und bleiben, ohne ſelbſt die Rohſtoffe zu erzeugen, die

ſeine Hauptinduſtrien notwendig ſind. Das iſt z. B. der
all bei Großbritannien, das mindeſtens die Hälfte ſeiner
ebensmittelerzeugniſſe und den größten Teil ſeiner Rohſtoffe

einführt. Unter dieſem neuen Regime kann nichts Deutſchland
daran hindern, ſich eine feſte und gedeihliche Stel-
lung in Europa zu verſchaffen. Seine Gebiete haben
währendd des Krieges weniger gelitten, als die irgend eines
anderen kriegführenden europäiſchen Staates. Sie haben
tatſächlich weder Plünderungen noch Verwüſtungen erlitten,
die unverſehrten Kraftquellen, die ihm in Verbindung mit
ſeiner Einfuhr bleiben, müſſen ſeiner Wiederherſtellung und
ſeiner Entwicklung genügen.

Die Rüſtungseinſchränkungen.
12. Die deutſche Antwort berückſichtigt auch nicht die großen

Erleichterungen, die Deutſchland für ſeine Wiederherſtellungs
beſtrebungen durch die zwangsweiſe Einſchränkung ſeiner künf-
tigen militäriſchen Rüſtungen genießen wird. Hunderttauſende
ſeiner Einwohner, welche ſich bisher entweder in der Vor-
bereitung des Krieges oder an der Erzeugung von Zerſtörungs-
werkzeugen betätigten, werden nunmehr für friedliche Arbeiten
verfügbar ſowie für die Entwicklung der induſtriellen Er-

eugung des Landes. Kein anderes Ergebnis könnte dem deut-
chen Volke mehr Genugtuung verſchaffen.

„Nach ſeinen Kräften bemeſſen“.
18. Aber die erſte für dieſe Wiederherſtellung

ſcheint zu ſein, daß Deutſchland die gegenwärtige Weltlage er-
kennt, an deren Schaffung es zum größten Teil beteiligt war.
Es muß einſehen, da

In der ungeheuren
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es nicht unverſehrt bleiben darf.
taſtrophe, die über die Welt hereinge l Völ

ern nur nach deſſen Kräften bemeſſen worden. e
Nationen Europas haben Verluſte erlitten und werden l

brochen iſt, iſt der Deutſchland tag Anteil don de
h oft vie Deutſchlands Verſutden

noch Laſten tragen müſſen, die für ſie faſt zu ſchwer ſind. Si

Laſten und dieſe Verluſte ſind ihnen durch den Angriff
Deutſchlands auferlegt worden. Es iſt cht, daßDeutſchland, als die Urſache dieſes Unglücks, es zende vollen

Maße ſeiner Mittel wieder gut mache. Seine Le werden
nicht aus den Friedensbedingungen entſtehen, ſondern aus den
garlnn en jener, die den Krieg verurſacht und ger

ben. ſicaeer des Krieges können ſeinen gerechten Fol-
gen nicht entgehen.

d Sie, Herr Präſident, die W r r meiner
ausgezeichneten Hochachtung. gez. Clemenceau.

Die deutſche Gegenantwort.
Berlin, 26. Mai. (W. T. B.) Geſtern hat die deutſche

Delegation in Verſailles der Entente eine Replik auf die Note
Clemenceaus über die Schuld- und Entſchädigungsfrage zu
gehen laſſen. Die neue deutſche Note widerlegt laut V. Z. die
falſche Bezugnahme auf die Note Lanſings vom 5. November
1918 und die Sinnverdrehung des dort verwendeten Wortes
„Agreſſion“ in der Antwort Clemenceaus. Die deutſche Note
gibt Deutſchlands Erſatzpflicht an Belgien und Nord-Frank-
reich zu, ſtellt aber die gleichen Erſatzanſprüche Deutſchlands
für den Schaden der Hungerblockade feſt und beſtreitet noch
einmal die alleinige Kriegsſchuld Deutſchlands energiſch, in
dem ſie abermals die Unterſuchungdurcheineninter-
nationalen Schiedsgerichtshof fordert.

Deutſche Noten an Clemenceau.
Spaa, 28. Mai. (W. T. B.) Am 22. Mai ſind drei deutſche

Noten an Clemenceau abgegangen. Die erſte beſchäftigt ſich
mit der Entente- Antwort auf die deutſche Note über die
Arbeiterge ſetzgebung und fuhr u. a. aus: Die
deutſche Delegation iſt mit den Entenre- Regierungen über die
Mittel zur Löſung der Arbeiterfrage nicht einig. Es war die
Abſicht der deutſchen Delegation, den berufenen Vertretern der
Arbeiterſchaft aller Länder noch während der Friedensverhand-
lungen Gelegenheit zu geben, in den Fragen des Arbeiterrechts
und Arbeiterſchutzes ſelbſt das entſcheidende Wort zu ſprechen,
und eine Uebereinſtimmung zwiſchen dem Entente-Friedensent-
wurf und dem deutſchen Vorſchlag und den Beſchlüſſen der
Berner Jnternationalen Gewerkſchaftskonferenz herbeizufüh-
ren. Der Entente-Entwurf berückſichtigt die Forderungen der
Berner Konferenz nach, zwei weſentlichen Richtungen nicht.
Danach muß die Hälfte der ſtimmberechtigten Konferenzteil-
nehmer aus Vertretern der gewerkſchaftlich organiſierten Ar-
beiter jedes Landes beſtehen, während der Entente-Entwurf
ihnen nur ein Viertel der Stimmberechtigten zugeſteht. Der
zweite Unterſchied betrifft die Rechtswirkſamkeit der Könferenz-
beſchlüſſe. Nach den Berner Beſchlüſſen ſollen aus dem inter-
nationalen Parlament der Arbeit internationale Geſetze her-
vorgehen, die vom Augenblick der Annahme dieſelbe Wirkſam-
keit wie nationale Geſetze haben. Nach dem Entente-Entwurf
können derartige Beſchlüſſe überhaupt nicht gefaßt werden, ſon-
dern nur Vorſchläge oder Entwürfe. Damit entfernt ſich der
Entente- Entwurf von den Berner Beſchlüſſen ſo weit, daß eine
Beratung und Beſchlußfaſſung der Arbeiterorganiſationen bei
den Friedensverhandlungen unbedingt nötig iſt, damit be-
ſchloſſene Mindeſtforderungen der Arbeiter ſchon bei Friedens
ſchluß durch die Geſellſchaft der Nationen zu internationalem
Recht erhoben werden. Hierdurch wird auch das feſteſte Funda-
ment für den Weltfrieden geſchaffen, denn ein ohne Zuſtimmung
der organiſierten Arbeiter aller Länder nur von den Regie-
rungen allein geſchloſſener Vertrag wird der Welt den ſozialen
Frieden nicht bringen. Die deutſche Delegation wiederholt des-
halb ihren Antrag auf Einberufung einer Vertreterkonferenz
aller Arbeitergewerkſchaften noch während der Friedensverhand-
lungen. Sollte er wiederum abgelehnt werden, ſo iſt mindeſtens
eine Aeußerung der Führer der Gewerkfſchaften aller Länder er
forderlich.

Die zweite Note beſagt u. a.: Die Friedensbedingun-
gen über das Privateigentum der beiderſeitigen
Staats angehörigen ſind in erſter Linie von den Beſtimmungen
der Ententeregierungen diktiert, das geſamte in ihrem Macht-
bereich befindliche deutſche Privateigentum als eine einheitliche
Maſſe zu behandeln, aus der ſowohl die Privatforderungen
ihrer Staatsangehörigen als auch die ſtaatlichen Anſprüche auf
Kriegsentſchädigung befriedigt werden ſollen. Die deutſche
Delegation ſieht ſich zu der Erklärung verpflichtet, daß ihr die
vorgeſchlagene Regelung grundſätzlich unannehmbar
erſcheint, da ſie mit dem elementarſten Gedanken eines Rechts-
friedens nach verſchiedenen Richtungen hin im Widerſpruch
ſteht. Die vorgeſchlagene Verwendung deutſchen Privateigen-
tums im Auslande läuft auf eine derart weitgehende Konfis-
kation von Privatbeſitz aller Art hinaus, daß eine allgemeine
Erſchütterung der Grundlagen des internationalen Rechts-
lebens die Folge ſein muß. Die deutſche Delegation iſt über-
zeugt, daß ſich zwiſchen den beiderſeitigen Standpunkten ein
Ausgleich finden ließe. Eine Reihe von Bedenken würde ſchon
dadurch beſeitigt werden, daß der Grundſatz der Gegenſeitigkeit
Anwendung fände, wie er dem Geiſte des Völkerbundes ent-
ſpricht. Jm übrigen wäre allerdings mündliche Beratung der
einſchlägigen Fragen erforderlich.

Die Saar- Frage vor dem Viererrat.
Verſailles, 25. Mai. (W. T. B.) Die Pariſer Abend-

blätter beſtätigen die Meldung, denen zufolge der Viererrat
einzelne Punkte der Forderungen über das Saarbecken geändert
habe. Wie Journal wiſſen will, hat der Viererrat die Forde-
rung fallen laſſen, daß Deutſchland den Rückkauf des Saar-
beckens in Gold bezahlen ſoll, falls das nach 15 Jahren ſtatt
findende Plebiszit zugunſten Deutſchlands ausfallen ſollte. Die
neue Faſſung ſieht vor, daß Deutſchland ſein Rückkaufsrecht
auch durch andere Bürgſchaften geltend machen kann. Der
Viererrat machte dieſe Konzeſſionen beſonders im Hinblick auf
den Umſtand, daß das Selbſtbeſtimmungsrecht der Bevölkerung
des Saarbeckens verletzt worden wäre, falls ſie ſich im Vlebiszit
für Deutſchland entſchieden haben würde, aber Deutſchland den
Rückkauf in Gold nicht hätte vornehmen können, und daß Saar-
becken in dieſem Falle nach ſechs Monaten ohne weiteres Frank-
reich zugefallen wäre, wie dies in der urſprünglichen Faſſung
feſtgeſetzt war. Das Blatt erwähnt, daß die Antwort Clemen-
ceaus auf Brockdorff-Rantzaus Note über das Saarbecken im
Laufe des heutigen Tages der deutſchen Friedensdelegation zu
geſtellt wird.

Paris, 24. Mai. (Reuter.) Die Antwort der Alliierten
auf die deutſche Note über die Saarfrage iſt aufgeſetzt und
wird Clemenceau heute abend zur Unterſchrift übergeben
werden.

Ein amerikaniſcher Proteſt.
Das Mitglied der amerikaniſchen Friedensdelegation

Bullitts iſt bekanntlich zurückgetreten. Er hat in einem
Brief an den Präſidenten Wilſon ſeinen Rücktritt begründet.
Dieſer Brief iſt zugleich ein ſcharfer Proteſt gegen den Gewalt-
frieden. Er lautet:

„Mein lieber Präſident!
Jch habe dem Staatsdepartement heute meine Entlaſſung als

Mitarbeiter bei der amerikaniſchen Friedenskommiſſion ein-
exeicht. Jch bin einer der Millionen, der rückhaltlos JhrerFuhrerfchaft vertraute und glaubte, Sie wollten nichts Ge

ringeres, als den dauernden Frieden erreichen, und das
auf der Baſis einer ſelbſtloſen Gerechtigkeit. Aber
die re hat ſich nunmehr n entſchloſſen, die leidenden

ker der Welt neuen Unterdrückungen und Zerſtückelungs-

hundert vere
t neuen len rßlands ausgeſprochener i le unver

Saarbeckenanden ve Ungerechte
w.

i wi ern
den vorl
wurf viel zu machtlos, um dieſe zu verhindern.
Die Vereinigten Staaten werden als Partner des Völkerbundes
und das enge Einverſtändnis mit Fr ich in dieſeKonflikte verwickelt werden. Daher iſt es die Pflicht der Re
ierung der Vereinigten Staaten, zum Beſten ihres Volkes unden der Menſchheit die Unterſchrift und die Ratifika-

tion des ungere tu dem Völkerbund und damit ein engeres h eä mitSente zu verweigern. Es iſt nur a
ie ſich ſelber den meiſten der ungerechten Abmachungen wider

ſetzten, und daß 47 ihnen nur unter dem ſtärk

beipflichteten. eSie, wenn Sie den Kampf, anſtatt ihn hinter verſchloſſenen
Türen zu kämpfen, offen ausgefochten hätten, die öffent-
liche Meinung der Welt auf Jhrer Seite geweſen

ten führen igerlich neuen
u iſt der durchre

ten Vertrages durch Nichtbeitritt
bekannt, daß

en Drucke
rotzdem geht meine Ueberzeugung dahin, daß

wäre und dieſe Sie in die Lage verſetzt hätte, allen Anſinnen
zu widerſtehen, mit denen Sie nicht einverſtanden geweſen
wären. Und ſo wären Sie in der Lage geweſen, eine neue
Weltordnung auf der breiten Grundlage allgemein gül-
tiger Grundſätze von Recht und Gerechtigkeit, von denen Sie
ſtets zu ſprechen pflegten, zu errichten. Jn Wahrheit kämpften
Sie für unſeren Untergang und es iſt bedauerlich, daß Sie ſo
wenig Vertrauen in die Mill
nen dere ſo Feckg wie Wlichtt Pochachtun

it der Verſicherung vorzüglichſter HochachBullitts, Hräſident.

An das arbeitende Volk
Rußlands.

llionen hatten, die bei allen Natio

Die Unabhängige Sozial demokratiſche Par
tei Deutſchlands hat mit großer Freunde den brüderlichen
Gruß der revolutionären Arbeiter und Bauern Rußlands emp-
fangen, den der Volkskommiſſar des Auswärtigen, Genoſſe
Tſchitſcherin, den deutſchen arbeitenden Maſſen im An
ſicht der von der Entente dem deutſchen Volk zugemuteten
Friedensbedingungen zugeſandt hat.

Wir ſind davon durchdrungen, daß ebenſowenig wie der Ge
waltfriede von Breſt-Litowſk ſo auch der Verſailler Friede von
Beſtand ſein wird.

Wir ſind überzeugt davon, daß die unaufhaltſam wachſende
Solidarität der Arbeiter aller Länder das
deutſche arbeitende Volk und die geſamte Menſchheit aus den
Feſſeln des Jmperialismus befreien wird.

Die Parteileitung
der Unabhängigen Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands.

Polniſche Schreckensherrſchaft in Galizien.
Berlin, 25. Mai. (W. T. B.) Die ukraintiſche Geſandtſchaft

teilt mit: Die Polen haben in Oſtgalizien das Standrecht ver
hängt. Jn den durch polniſche Truppen beſetzten Gegenden
wütet eine Schreckensherrſchaft ohne Gleichen gegen Ukrainer
und Juden. Die aus Mitteln der Entente ausgerüſtete Armee
Haller hat ſogenannte Strafabteilungen gebildet, welche hinter
den Fronttruppen die ukrainiſche Bevölkerung in den beſetzten
Gebieten, welche ſich dem polniſchen Jmperialismus nicht unter
werfen will, ſtrafen ſollen. Die ukrainiſche Jntelligenz wird
zu hunderten rückſichtslos verhaftet und feſtgeſetzt. Nach ver
läßlichen Berichten aus Sambor ſind viele Ukrainer, Jntelli
genz wie Bauern, von dieſen Strafkompagnien ſtandrechtlich
erſchoſſen worden. Jede Zuſammenkunft wird unterdrückt, ſelbſt
Kirchen geſperrt und die Prieſter verhaftet,

Der weiße Terror in Angarn.
Budapeſt, 24. Mai. (W. T. B.) Der Peſter Lloyd meldet:

Unter dem Schutze der Ententearmee wüte in Szege-
din ſeit Wochen der weiße Terror.
eingeſetzt, die mit
vorgingen; ſo ſei ein Mitglied des Szegediner Direktoriums
zum Tode durch Erſchießen,

Dies alles geſchehe mit Billigung des Kommandanten der fran
zöſiſchen Beſatzungstruppen. Das Blatt iſt überzeugt, daß die
franzöſiſche ſozialiſtiſche Partei hiervon keine Kenntnis habe.

Was geht in der Pfalz vor.
Am

bayeriſchen Landtage auf Grund einer Meldung aus der
Pfalz mitgeteilt, daß die Umtriebe, die auf Errichtung einer
neutralen Republik Pfalz abzielen, unter dem Schutz
Frankreichs andauern. Er teilte weiter mit:

Die vier Führer der 21 Landauer Herren, welche am Sonn
tag die ſelbſtändige Republik el auszurufen verſucht habe
dann von den deutſchen Gerichtsbehö t
Veranlaſſung der franzöſiſchen Behörde wieder freigelaſſen
worden ſind, ſind der Nahrungsmittelchemiker Dr. Haaß,

Bluttribunale ſeien
beiſpielloſer Grauſamkeit

gegen die Anhänger der ſozialiſtiſchen Jdeen
ein Arbeiterführer zu

lebenslänglicher Zwangsarbeit verurteilt worden.

Freitag hat der Miniſterpräſident Ho W ann im
S

ehörden verhaftet und auf

der Holzhändler Ferdinand Schenk, der Architekt Müller
und der Teppichhändler Hofer, ſämtlich aus Landau.

Das Belaſtungsmaterial, das den franzöſiſchen Behörden
wieder ausgehändigt werden mußte, gibt die Anſprache bekannt,
welche der Chemiker Dr. Ha aß an die Beamten der pfälziſchen
Regierung zu halten beabſichtigte in dem Augenblick, wo die
Republik Pfalz ausgerufen worden wäre. Sie lautet:

Meine Herren! Jm iheute die Pfalz als ſelbſtändige neutrale Republik
erklärt. Herr von Winterſtein, der ſich dem Willen des Volkes
entgegenſetzte iſt ſeiner Stellung als Regierungspräſident ent
hoben und verläßt heute die Pfalz. Jch habe heute die vor
läufige Wahrnehmung der Geſchäfte eines Präſidenten über
nommen. An Sie, meine Herren, richte ich die
in dem neugegründeten Staat ihre Aemter beibehalten wollen
und ſich der ſchwierigen Aufgabe der Neuorganiſation der Re
gierung unterziehen wollen.

Namen des Pfälzer Volkes habe ich

rage, ob Sie

a

Die Pfalsz als neutrale ſelbſtändige Republik iſt bereits von der franzöſiſchen Beſatzungs
behörde General Gérard anerkannt worden und wird als

ſolche geſchützt und unterſtützt werden. Die Art der Regierung
und Verwaltung des Landes wird o nicht geändert
werden. Alle Beamten, die ſich auf den Standpunkt der neuen
Regierung ſtellen, ſollen im Amte bleiben. Für Beamte, die
nicht loyal der neuen Regierung gegenüberſtehen und derſelben
entgegenſtehen, wird kein Platz. mehr im Lande ſein. Jch bitte
die Herren, die Erklärung hierüber abzugeben.

Der Miniſterpräſident fügte dieſer Mitteilung hinzu, daß
es, wie überall, ſo auch in der Pfalz, Lumpen gebe, die
das Vaterland verkaufen und verraten. (Sehr richtigh) Gegen
die Vergewaltigung der Pfalz und der Beamten der Regierung
durch die Franzoſen, legen wir in Spaa ſchärfſten Pro
teſt ein. Der tapferen Bevölkerung und den treuen Beamten
ſprechen wir Dank, den Verrätern an Volk und Land Ver
achtung aus.

Der Präſident des Landtags, Schmidt, brachte hierauf zum
Ausdruck daß der Landtag die hier geäußerte Auffaſſung der
Staatsregierung einmütig teilt t
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dNummerwird r r der Re r
Die ebungen auf Abtrennung der Pfe

Deutſchland dauern nach geſtern eingetroff
an. Beamte, die ſich gegen die Ansrufune
Republik wehrten, wurden verhaftet oder mit
Peter bedroht. Das Geſamtminiſt hat den
len in derte feinde eamten im Falle feindlicher Amtsentſetzung. ihre dbayeriſchen Staate erworbenen Rech v S Wer

ter Fahgzahrſen zum Srhuge der Pfoalz ſind eitet.
Eine Verſammlung der Vertreter der Pfalz, die auf Be

rufung des Regierungspräſidenten am 18. in Speyer
ſammentrat, nahm eine Entſchließung an, in
Entſchiedenheit die unlösliche, Zugehörigkeit der Pfalz zu
Deutſchland betont und die zuverſichtliche Hoffnung auf eine
weſentliche Milderung der Friedensbedingungen ausgeſprochen

rd. Die Frage, ob die Pfalz mit Bayern vereinigt
bleiben ſolle oder nicht, ſei eine reininnerliche Angelegenheit. Ueber den Verlauf dieſer eyerer Verſamm-
lung durfte die pfälziſche Preſſe nichts ver öffentlichen.
Die „Landauer r am Tage darauf ein

eſtrebunglugblatt im Sinne ihrer en zu verbreiten ge
ucht, das von den deutſchen Behörden beſchlagnahmt, von den
franzöſiſchen Behörden aber ſpäter freigegeben
wurde. Die deutſchen Beamten, die die Beſchlagnahme
verfügt hatten, ſind verhaftet worden.

7

Eine Proteſtnote Erzbergers.
Berlin, 25. Mai. (W. T. B.) Jn Ergänzung des bereits

gemeldeten Proteſtes vom 283. Mai gegen die beabſichtigte Pro
klamierung einer neutralen Republik Pfalz hat Reichsminiſter
Erzberger heute ein Telegramm an General Nudant gerichtet,
in dem es zum Schluſſe heißt:

Die deutſche Regierung erhebt gegen das Vorgehen des fran
göſiſchen Oberbefehlshabers in der Pfalz erneut ſchärfſten und
feierlichen Proteſt. Die deutſche Regierung kann nicht an
nehmen, daß in dem Zeitpunkt, da in Verſailles die Bevoll
mächtigten der deutſchen Regierung und der alliierten und
aſſoziierten Regierungen zwecks Herbeiführung des Friedens
ſchluſſes zuſammengetreten ſind, ein offenkundiger Rechtsbruch
und eine flagrante Verletzung des Selbſtbeſtimmungsrechtes,
als welches das Vorgehen des Generals Geérard bezeichnet
werden muß, mit Billigung des Höchſtkommandierenden der
alliierten Streitkräfte, Marſchalls Foch, und mit Billigung der
franzöſiſchen Regierung erfolgt. Die deutſche Regierung glaubt
daher ſchon jetzt nicht ohne Erfolg an die von allen Völkern
und Staaten gebilligten Grundſätzen des künftigen Völker
bundes und der Gerechtigkeit, wie der internationalen Moral,
appellieren zu können, indem ſie die ſofortige Abbe-
rufung des franzöſiſchen Oberbefehlshaber s
in der Pfalz und die ſofortige Rückgängig-
machung ſeiner Vergewaltigungsmaßregeln
erwartet.

Bis 5000 Mark Einkommen ſteuerfrei
in England.

Das engliſche Unterhaus hat anläßlich der geſetz
lichen Neuregelung der Einkommenſteuer einen Antrag ange
nommen, daß alle Einkommen unter 250 Pfund,
gleich 5000 Mark, ſteuerfrei bleiben müſſen, ſoweit ſie
auf dem Arbeitseinkommen beruhen.

Der Preußiſchen Landesverſammlung liegt ein
Antrag der Unabhängigen vor, der ebenfalls die Heraufſetzung
der ſteuerfreien Einkommen auf 5000 Mk. verlangt. Ob er hier
auch angenommen wird?,

Noskegarden gegen Kriegsbeſchädigte.
Die Kriegsbeſchädigten, Kriegshinterbliebenen und Kriegs

teilnehmer der in den Spandauer Heeresbetrieben
Beſchäftigten hatten am Freitag nachmittag eine Maſſenver-
ſammlung nach dem Luſtgarten in Berlin einberufen. Kurz
vor 2 Uhr erſchienen Noskegarden, ſperrten alle Zugänge
zum Luſtgarten ab, beſetzten die Nebenſtraßen und ließen nie
mand mehr paſſieren. Selbſt die Straßenbahnen durften nicht
weiterfahren. Die Redner wurden am Sprechen ge
hindert, die Verſammlung für aufgelöſt er-
klärt und die Anweſenden aufgefordert, ſofort auseinander

zugehen. 0Ein Zug von Kriegsinvaliden, denen der Zutritt zum Luſt
garten verwehrt war, ſetzte ſich nach den Linden zu in Bewegung.
Es war ein tieferſchütterndes Bild. Stumm zogen ſie, unter
Vorantragung von Schildern mit Aufſchriften: „Wir wollen
Arbeit und Brot,“ „Wir haben ein Recht auf Arbeit,“ dahin.
Auch Schilder, auf denen Kriegsbeſchädigte, wie man ſie jetzt
überall ſieht, mit dem Leierkaſten und als Händler abgebildet
waren, mit der Unterſchrift: „Das iſt der Dank des Vater
landes,“ illuſtrierten trefflich das Elend der Demonſtranten.
Als ſie ſich der Wilhelmſtraße näherten, überholten die Laſt
automobile mit Truppen den Zug, ſperrten die Straßen und
begannen eine blinde Schießerei. Schreie ertönten.
Einige Kriegsbeſchädigte bekamen Krampfanfälle, andere fielen
in Ohnmacht. Ungeheure Empörung, auch unter dem bürger-
lichen Publikum, brach ſich Luft. Ein Trupp zog nach einer
Nebenſtraße, wo ſie ſich um die Genoſſin Luiſe Zietz, ſcharten,
die von einer Droſchke herab mit wenigen Worten ihrer Em
pörung über das Mitangeſehene Ausdruck gab. Doch kaum
hatte ſie zu reden begonnen, als auch ſchon von zwei Seiten die

auf die Weltrevolution aus, in das die1 d h Dann zerſtreute die
ren ſich dies abſpielte, erklangen aus der en

Univerſität e n von einer Muſik
gle Lieder Deutſchland Deu über

„„Heil vir im Siegerkranz Welch herrliche Zeiken in
der „ſogialiſtiſchen Republik“. Deutſchland unter der glorreichen
Regierung Cäſar-Noske I.!

Kureſturz der Kriegsanleihen.

Die Tägliche Rundſchau hält ſich mit einem Male für berufen,
die Anlei itik, die in den 4 Kriegsjahren von den Kriegs
enthuſiaſten ſo über das Schellendaus gelobt wurde, einer Kritik
zu unterziehen:

„Es zeigt ſich jetzt mit erſchrecklicher Deutlichkeit, auf welchfalſchem Beſ wir Werte ſind, indem die z regierung

ie Fi ierung des Krieges faſt ausſchließlich durch Jn
anſpruchnahme von Krediten durchführte, von rechtzeitigen

men abſah und den Kriegsgewinnlern Gelegen-
heit bot, ihr fchen ins Trockene zu bringen. Jetzt büßt
unſer ganzes Volk die Vertrauensſeligkeit, mit der es in
vaterländiſcher Opferwilligkeit dem Reiche 98,8 Milliarden
Mark durch Uebernahme von Kriegsanleihen und Schatz
anweiſungen Verfügung ſtellte. Bis auf den letzten
wirft e Hunderttauſende von Sparern und kleinenKapitaliſten durch eine Finanzpolitik ausgepreßt worden,
deren Verfehltheit von ihren Urhebern noch bis in die jüngſte
Zeit trotz ſcharfer Kritik, die oft an ihr geübt wurde, nicht er
annt oder wenigſtens nicht zugegeben worden iſt.“
Zu ſpät kommt dieſe Einſicht. Als ſie das Unheil noch mil

dern konnte, las man es ganz anders. Die Einkehr zur „Ver-
nunft hat natürlich ihre Gründe. Der Kurs der Anleihen iſt
um 23 Prozenyt, alſo faſt um ein Viertel des Nominalwertes,
grdagegangen So etwas ſchmerzt. Da wird die Hilfe der

egierung angerufen. Die Zentrumsfraktion der Preußiſchen
Landesverſammlung ſtellt die Anfrage, wie die Regierung der
weiteren Entwertung der Kriegsanleihe entgegenwirken will.
So wie die Dinge jetzt liegen, wird die Regierung auch weitere
Kursſtürze kaum nennenswert aufhalten können. Verſuche
nach dieſer Richtung ſind von der Regierung und den ſonſtigen
„maßgebenden Jnſtanzen“ genug unternommen worden.

Die Oppoſition bei den Rechtsſozialiſten.
Die Politik der Ebert Scheidemann Noske iſt keine ſozia

liſtiſche. Das ſagen nicht nur wir allein, ſondern auch in weiten
Kreiſen der Rechtsſozialiſten nimmt dieſe Anſchauung immer
mehr überhand. Vernehmen wir die Reſolution, die dieſer Tage
von einer Generalverſammlung des 10. ſächſi-
ſchen Reichstagswahlkreiſes einſtimmig ange
nommen wurde. Sie lautet:

„Die Generalverſammlung des 10. Kreiſes mißbilligt aufs
ſchärfſte eine Pplitik, die nicht geeignet iſt, eine Einigung der
ozialdemokratiſchen Parteien herbeizuführen. Maßnahmen
er Reichsregierung und namentlich auch der ſächſiſchen Re-

gierung laſſen nicht erkennen, daß die deutſche Arbeiterſchaft
vor ſechs Monaten eine ſiegreiche Revolution durchgeführt hat.
Eine Einigung der ſozialdemokratiſchen Parteien kann aber
nur erfolgen, wenn von ſeiten der Mehrheitspartei eine radi-
kalere Politik befolgt wird. Die fortgeſetzte ängſtliche Rück-
ſichtnahme gegenüber dem Bürgertum, die man gemeinhin als
Generals- und Geheimratspolitik bezeichnet, muß aurfhören.
Wir fordern demgegenüber eine Politik, die erkennen läßt,
daß die ſozialdemokratiſche Arbeiterſchaft die Macht an ſich
genommen hat, eine Politik, die allein geeignet iſt, eine Eini-
geng der ſozialdemokratiſchen Parteien herbeizuführen. Die

erwirklichung dieſer Forderung darf nicht ſcheitern an demWiderſtande eſngelner Führer, die zu beſeitigen ſind, wenn ſie

dem Jntereſſe der Geſamtpartei entgegenſtehen.“
Ob ſich wohl die Führer die Beſchlüſſe ſehr zu Herzen

nehmen werden? Wir glauben kaum. Sie haben noch einen
großen Stab von Leuten um ſich wir denken nur an die Ge
werkſchaftsführer die nach allen Regeln der Kunſt den Ar-
beitern beweiſen wollen, daß die Regierungspolitik die richtige
iſt. Leider glaubt noch ein großer Teil daran. Begreifen können
wir freilich diejenigen nicht, die immer wieder ſo weit abrücken
von einer Scheidemannpolitik und doch dort bleiben, weshalb
ſie auch die Verantwortung für dieſes unſozialiſtiſche Verhalten
mit übernehmen müſſen.

Der Ausſtand der Eiſenbahnarbeiter
hat ſich nunmehr faſt über den ganzen Direktionsbezirk
Königsberg ausgebreitet und ruft ſchwere Hemmungen
im Verkehr und Wirtſchaftsleben hervor. Abordnungen der
aufſtändiſchen Arbeiter haben ſich nach Berlin begeben, um
beim Miniſter ihre Forderungen zu vertreten.

„Gebt uns einen Kaiſer wieder
So ruft flehentlich die Poſt. Jm November 1918 habe das

deutſche Volk, „vom Hunger zermürbt und durch die demagogiſche
Phraſe der ſozialiſtiſchetr und demokratiſchen Drahtzieher ver-
wirrt,“ den Kaiſer zum Rücktritt gezwungen. Jetzt ſehe man
allmählich ein, wie verkehrt dies geweſen ſei. Wenn die heutige
Regierung ehrlich wäre, meint das Blatt, müßte ſie auch den
Mut haben, zu bekennen: „Wir haben ein ſchweres Unrecht ge
tan, als wir den deutſchen Kaiſer und die deutſchen Fürſten zur
Abdankung zwangen. Wir bekennen unſere Schuld und
ſind bereit, ſie zu ſühnen.“ „Und wenn dann das deutſche Volk
einen deutſchen Kaiſer erhielte, damit er ſich an die Spitze ſtellte
egen den alten Erbfeind, dann würden es ſich gewiß unſere

inde überlegen, ob ſie ihre wahnwitzigen Forderungen aufrecht
erhalten ſollten.“

Das den m per a Ant es ihnen nicht. Aber ihren Kaiſer werden ſie troAer e mee ganz gleich, ob ſie an Noske oder ihren
nicht

von Truppen beſetzten Automobile heranraſten. Genoſſin Zietz ge ebten Wilhelm denken.

e be

Blaue Bohnen ſtatt Brot!
i 5 u, 24. Mai. Meldung des Tſchechogie u e In r ſtelltenrbei

e

m Mittw 0 ter in verſchiedenen Fabrikenz e T beit ein, weil infolge ungenügender Me lzufuhr
kein Brot für dieſe Woche verteilt wurde. Die Demon-
ranten plünderten in Biala ein Lebensmittelmagazin.Wunren und Gendarmen gaben eine Salve ab,. wobei eine

Frau und zwei Männer getötet, 16 Perſonen
verwundet wurden.

liſtiſch bürgerlichen Miſchmaſch. DerW Echeidemanner jn Nürnberg
mmte mit 217 gegen 41 Stimmen dem Antrage des Mini-

teriums Hoffmann auf Bildung eines Koalitions-
miniſteriums zu.

Rechtsſoriulſtiſche Fürſtendiener.

Die „Taten“ der Regierung EbertScheidemann, die blutige
Gewaltherrſchaft des Gewaltmenſchen Noske, ſeine Wiederauf-
richtung des alten Militarismus uſw. ſprechen laut und an
klagend ſür den Verrat der rechtsſozialiſtiſchen „Führer“ an
der Revolution und am Sozialismus. Von wirklich ſozialiſti
ſchem Denken und Handeln iſt bei dieſen Nutznießern der Luden-
dorffſchen Kriegspolitik und der Revolution, die heute nur noch
um ihre Miniſterſeſſel krampfhaft beſorgt ſind, ſchon
längſt keine Rede mehr. Zu dieſen Wackeren gehört auch der
heſſiſche Staatsminiſter „Genoſſe“ Ulrich. Ueber ſeine
neueſte „ſozialiſtiſche“ Glanzleiſtung erfährt man aus der
rechtsfogialiſtiſchen Frankfurter Volksſtimme das
Folgende:

Die heſſiſche Volkskammer hat bekanntlich am 6. Mai dem
von der Revolution abgeſetzten Großherzog von Heſſen außer
den Schlöſſern Wolfsgarten und Nonrod, dem Neuen Palais in
Darmſtadt und dem Dominialgrundſtück von Schloß Kranich-
ein 10 Millionen Mark in vierprozentigen Schuldbuch
orderungen als Gegenleiſtung für die Abtretung der Domanen,
ür die der Großherzog Privateigentumsrecht geltend

machte, durch Annahme der Regierungsvorlage in wiederholter
Abſtimmung zu geſprochen Dafür ſtimmte auch die ſozial
demokratiſche Fraktion, von der bei der S Abſtimmung
am 30. April drei Mitglieder gegen die Vorlage ſtimmten.
Gegen die Haltung unſerer Genoſſen in der Regierung und der
Fraktion wurde in einem Artikel und in Zuſchriften im Offen
bacher Parteiblatte polemiſiert. Nun ergreift der heſſiſche
r Ulr ich das Wort, um ſeinen Stand-
unkt zu rechtfertigen.4 Er führt ins Feld, die Revolution habe das Privateigentum

unangetaſtet gelaſſen. Dadurch habe der Großherzog dasſelbe
Recht wie jeder andere Bürger, nämlich ſein Privateigentum,
zu dem zwei Drittel ſämtlicher Domänen des Landes gehören,
unangetaſtet zu ſehen. Nach Anhörung verſchiedener Staats-
rechtslehrer ſei die Regierung zu dieſer Stellung gekommen.
Der Großherzog habe 800 000 Mark jährliche Abfindung be
anſprucht, wobei der Wert der fraglichen Domäyen auf über
200 Millionen Mark veranſchlagt war. Der Vergleich mit dem
Großherzog ſei kein magerer zu nennen. Ein Prozeß hätte
wenig oder gar keine Ausſicht auf Erfolg gehabt. Die Regie
rung wollte den mehr als ein Jahrhundert alten Streit endlich
„zugunſten des Landes“ aus der Welt ſchaffen. Schon am
13. Februar 1913 habe er der Vereinbarung das Wort geredet.
Er ſei alſo der Alte geblieben.Ein Teilnehmer der Revolution in Darmſtadt teilt uns (der
Frkf. Volksſtimme) mit, daß die Beauftragten der Revolution
in Darmſtadt die Beſchlagnahme ſämtlicher Do
mänen durch die heſſiſche Republik verkündet
haben. Von einer Abfindung oder von einer Anerkennung
der Domänen als Privateigentum war nicht die Rede. Dieſe
hätten ſchon 1870 als Staatseigentum erklärt werden müſſen.
Bei einem Prozeß würde der Nachweis verdammt ſchwer fallen,
daß der Erwerb der Güter völlig einwandfrei vonſtatten ge
gangen ſei. Das Offenbacher Parteiblatt verhöhnt die Prozeß-
ſucht der heſſiſchen Regierung, indem es ſagt, den Prozeß könne
die Regierung jetzt nicht mehr verlieren, jedoch es fürchte, daß
ſie etwas viel, viel Koſtbareres verloren hat: das Ver
trauen des heſſiſchen Volkes! Uebrigens handle es ſich nicht
um Privateigentum des Großhberzogs, ſondern um das Familien-
eigentum der Brabanter. Gegenüber Ulrichs Beteuerung, er
ſei der Alte geblieben, befürchtet das Parteiblatt, Ulrich ſei nur
zu ſehr der Alte geblieben. Gewiß, derſelbe „Alte“, der
am 29. November 1906 der Glückwunſchadreſſe der
Zweiten Kammer anläßlich der Geburt des heſſiſchen Thron
folgers zugeſtimmt hat!

Ein Parteigenoſſe aus Vilbel ſchreibt der Frkf. Volks
ſtimme noch: Unglaublich und in weiten Kreiſen der Bevölke
rung des Heſſenlandes nicht im geringſten von freudenerregen-
der Begeiſterung erſcheint uns der Beſchluß der heſſiſchen Volks
kammer, wonach man dem ehemaligen Großherzog neben mehre
ren Vergünſtigungen noch eine Abfindungsſumme von 10 Mil-
lionen Mark gibt. Eine Entrüſtung ſteigt in jedem Prole
tarierherzen auf, wenn eine aus 31 Mitgliedern zählende ſo ial
demokratiſche Fraktion dieſem Antrage z uſtimmt in einer
Zeit, wo wir dem Großgrundbeſitz ſowie dem Kapitalismus
ernſthaft zu Leibe rücken wollen. Muß der frühere
Throninhaber (dem perſönlich ſchließlich nichts nachzuſagen iſt)
auch noch aus der Revolution ein Geſchäft machen?

Für ſolche Vertretung der Allgemeinintereſſen danken wir
beſtens. Jn ſolchen Fällen gibt's nur noch eine Löſung:
Herunter von dem verführeriſchen Miniſter
eſſel!f Jn der Tat: die regierungsſozialiſtiſchen „Führer“ vom

Schlage der Ulrich und Konſorten ſind ganz die Alten geblieben,
die ſie immer waren: echte und richtige ſozialdemo-
kratiſche Spießbürgerl!
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Nr. 122. 30. Jahrgang.

Reden von Mügliedetn ded I. 6. P.

in der Preußſſchen Landesverſammlung.

Sitzung vom 28. Mai.
Verlängerung der Amtsdauer der Handelskammer-

mitglieder.
Abg. Stoecker (N. S. P.): Meidie Verlängerung der Parteifreunde ſind gegen

Das Wahlrecht iſt ſo reaktionär,
ſchleunigſt aufgeräumt werden muß. Es beſteht hie

rnoch das Klaſſenwahlrecht und u Amtsdauer on
ſechs Jahren, das paßt nicht mehr in unſere Zeit. Hierzu
kommt, daß während des Krieges keine Neuwahlen ſtattgefun-
den haben, ſo daß wir jetzt von der Regierung aufgefordert
werden, die Handelskammern noch ein zehntes Jahr zu konſer
vieren. Das iſt eine ſtarke Zumutung. Durch unſere Ab-
lehnung wollen wir die Regierung zwingen, uns unverzüglich
einen entſprechenden Geſetzentwurf vorzulegen. Was bei der
Nationalverſammlung und bei der Landesverſammlung und
bei den kommunalen Körperſchaften möglich war, muß auch

r

hier angönsig ſein. Wie Herr Lüdemann folgern kann, wir
wollten bie Handelskammern konſervieren, iſt ſchwer verſtänd
lich. Wie bei den kommunalen Körperſchaften zunächſt das
Wahlrecht geändert wurde und nun erſt an eine grundlegende
Umgeſtaltung der Kommunalverfaſſung gegangen wird, ſo
wollen wir in dieſem Falle ähnlich verfahren.

Notlage der Rentenempfänger
Abg. Chriſtange (U. S. P.): Die Not der Jnvaliden- und

Altersretitner iſt ungeheuer groß. Tauſende und aber Tauſende
ſind dieſer Not zum Opfer gefallen. Die Rentner ſind nicht
einmal in der Lage geweſen, die kärglichen rationierten Lebens-
mittel zu beſchaffen, an die ausländiſchen Zuſatzrationen gar
nicht zu denken. Hier muß der Staat helfend eingreifen. Denn
nicht nur die Rentner ſelbſt, ſondern vor allem auch deren
Kinder leiden unter der außerordentlichen Notlage. Es iſt ſchon
eine Zulage im Vorjahre gewährt worden, aber die ungeheure
Steigerung der Teuerung hat dieſe ſchon längſt weit überholt.
Daß unſer Verlangen unerfüllbar ſei, wird man nicht be-
z können, angeſichts der ganz gewaltigen Summen, die
ei den Berufsgenoſſenſchaften und Verſicherungs anſtalten an

gehäuft worden ſind.
Räumung der Schulen und öffentlichen Gebäude

von Truppen.
Abg. Leid (U. S. P.) Man muß ſich darüber wundern, daß

trotz der weitgediehenen Demobiliſation heute noch Schulen
und öffentliche Gebäude in großem Umfange mit Soldaten
belegt ſind. Und in welchem Zuſtande ſind die Schulen meiſt
zurückgelaſſen worden?

Verlauſt, verſeucht und in unglaublicher Weiſe verwüſtet
ſie. Gewaltige,Summen müſſen zur Wiederherſtellung

er Baulichkeiten ausgegeben werden und auf lange Zeit hin-
aus ſind ſie nicht wieder benutzbar. Wie ſchlimm die Dinge
noch ſind, beweiſt der Erlaß des Gouverneurs von Berlin,
Schöpflin, der unumwunden zugibt, daß die Truppen gehauſt
haben wie in Feindesland und daß eine unglaubliche Raum-
verſchwendung getrieben werde. Weit ſchwerwiegender noch
iſt der moraliſche Schaden, den unſere Kinder erleiden.
Und beſonders Arbeiterkinder ſind es, die dadurch ge-
litten haben. Aber trotz aller Schäden denkt, man nicht daran,
die Schulen freizugeben; man will ſie ſogär in erweitertem
Umfange belegen. Noch heute haben wir in Berlin 88 Schulen,
die vom Militär belegt ſind. Den Kindern kann infolgedeſſen
nur ganz ungenügend Unterricht erteilt werden.
Jn Halle hat man das Muſenimn von Maerckertruppen beſetzt.
Es wird dadurch nicht allein dem Publikum geſperrt, ſondern
es beſteht die Gefahr, daß die dort vorhandenen wertvollen
Kulturſchätze zerſtört werden.

Die Militärverwaltung tritt die Volksgeſundheit geradezu
mit Füßen. Jn Preußen haben auch heute noch militäriſche
Jntereſſen den Vorzug vor allen anderen. Die Schäden, die
auf dieſe Weiſe unſerer Jugend zugefügt werden, ſind nicht
wieder gut zu machen.

Man zetert täglich über den bethlehemitiſchen Kindermord,
der von der Entente betrieben werde. Aber-was hier geſchieht,
das iſt ſchlimmer. Und wir werden nicht nachlaſſen, das Volk
darüber aufzuklären, daß es in Preußen-Dentſchland nicht
beſſer, ſondern ſchlimmer geworden iſt, als früher. Der Mili-
tarismus herrſcht heute nach wie vor. Wir ſtimmen für den
Antrag, ohne uns über die Wirkung irgendwelcher Jlluſionen

inzugex Selbſt n der vom Vorredner angeführte Fall zuträfe,
wonach Spartakiſten eine Schule beſetzt haben ſollen, ſo ändert
dies an meinem Urteil nicht das mindeſte. Der Vorredner hat

Ein Rückblick aus dem Jahre 2000.
33)] Von Edward Bellamy. Nachdr. verb.

Fünfzehntes Kapitel.
Auf unſerer Wanderung durch das Gebäude gelangten wir

aurh in die Vibliothek. Wir konnten der Verſuchung nicht
widerſtehen, uns in den luxuriöſen-Lederſeſſeln auszuruhen,
mit denen ſie ausgeſtattet war. Jn einer der von Bücherregalen
umgebenen Niſchen nahmen wir Platz und plauderten.“)

„Edith erzählte mir,“ ſagte Frau Leete, „daß Sie den ganzen
Vormittag in unſerer Bibliothek verbracht haben. Sie können
mir glauben, HervWeſt, daß ich Sie für den beneidenswerteſten
aller Sterblichen halte.“

„Jch möchte gern wiſſen, warum?“ antwortete ich.
„Weil Jhnen die Bücher der letzten hundert Jahre neu ſind,“

verſetzte Frau Leete. „Sie werden ſo viel intereſſante Werke
zu leſen finden, daß Jhnen in den nächſten fünf Jahren e
Zeit zum Eſſen bleiben kann. Ach, was würde ich nicht dar
geben. wenn ich Berrians Novellen noch nicht geleſen hättel“

„Oder die von Nesmhth, Mutter,“ fügte Edith hinzu.
„Gewiß, oder Oates Gedichte, oder Vergangenheit und

Gegenwart, oder Jm Anfang, oder o, ich könnte wenigſtens
ein Dutzend Bücher nennen, von denen ich für jedes ein Jahr
meines Lebens geben möchte!“ rief Frau Leete begeiſtert aus.

„Nach Jhren Worten zu urteilen,“ ſagte ich, „muß dieſes
a gndert hochbedeutende literariſche Werke hervorgebracht

aben.“
„Jawohl,“ verſetzte Doktor Leete. „Es war ein Zeitalter von

beiſpiellos geiſtigem Glanze. Wahrſcheinlich hat ſich nie zuvor
in der menſchlichem Geſellſchaft ein materieller und moraliſcher
Umſchwung vollzogen, der ſo groß in ſeinem Priang, ſo ge
waltig in ſeiner Tragweite Keweſen wäre und ſich in ſo kurzer

kann nicht genug die herrliche Freiheit rühmen, die inden Dälicprten des zwanzigſten Jahrhunderts herrſcht. Sie
ſteht im ſchroffſten Gegenſatz zu der unerträglichen Art, wie
dieſe Jnſtitute zu meiner Zeit verwaltet wurden. Damals
vorenthielt wan dem Volke eiferſüchtig die Bücher, ſo daß ſie
nur mit Zeitverluſt und Umſtändlichkeiten erlangt werden
konnten, die darauf berechnet waren, jede nicht ganz un
gewöhnlich ſtarke Neigung für Stedium und Lektüre zu ertöten.

m
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ich über das Wort „bethlehemitiſcher Kindermord“ entrüſtet.ber, wenn Schulen zur n de n
mit Syphiliskranken belegt

fo und die andere Hälfte zu Unterrichtszwecken benutt wird,
o iſt dies eine Verſeuchung des Volſkes, wie ſie

ſchlimmer nicht gedacht werden kann.

Prozeß Ledebour.
Zu Beginn der Freitagſitzung ſtellt Rechtsanwalt

Roſenfeld den Antrag, den Angeklagten aus der
Haft zu entlaſſen. Zur Begründung wird ausgeführt:
Der Angeklagte iſt verhaftet worden, ohne daß damals ein
Haftbefehl gegen ihn vorlag. Der Haftbefehl iſt erſt ſpäter
ausgefertigt worden. Die Verhaftung iſt vollzogen worden,
während der Angeklagte in Vergleichsverhandlungen mit einer
andern Partei ſtand. Die Verhaftung iſt das Reſultat der
Angſt vor dem politiſchen Gegner. Sie ſtellt

ein ſchweres Unrecht
dar, und es wird die höchſte Zeit, dieſes Unrecht wieder gut zu
machen. Ein Mann wie der Oberleutnant Vogel flieht, ein
Mann wie Ledebourflieht nicht. Auch der Wunſch der
Regierung, daß Ledebour aus politiſchen Gründen in Haft
bleibe, darf die Entſchlüſſe des Gezchtes nicht beeinfluſſen.
Aber noch ein anderes kommt hinzu Ledebour iſt nicht allein
angeklagt. Dergleichen Delikte, wegen deren Ledebour hier
vor Gericht ſteht, iſt auch Herr Däumig angeklagt. Ledebour
ſitzt aber ſeit vier Monaten in Haft, während Däumig auf
freiem Fuße ſich befindet. Wir fragen vor aller Oeffentlichkcit,
wie dieſe zweiſpältige Haltung der Anklagebehörde zu begdeifen
iſt. Der Verteidiger wiederholt nochmals die Gründe, die
Ledebour unter allen Umſtänden davon abhalten müßten, zu
entfliehen und betont die Notwendigkeit, daß dem Angeklagten
angetane Unrecht durch! die Haftentlaſſung teilweiſe gutzu-
machen.

Staatsanwalt Gyſae: Von Unrecht kann keine Rede ſein.
Der Antrag auf Haftentlaſſung iſt bereits vom Kammergericht
abgelehnt worden. Die Prozeßlage iſt nicht danach angetan,
dem Antrage der Verteidigung ſtattzugeben.

Rechtsanwalt Herzfeld: Die Feſtnahme des Angeklagten
iſt aus politiſchen Gründen erfolgt. Sie iſt auch nicht
erfolgt auf Anordnung der Strafbehörde, ſondern von einer
höchſt intereſſierten militäriſchen Stelle. Bezeichnend iſt,
daß der Angeklagte ſich vier Tage lang in Haft befunden hat,
bevor man ſich darüber klar geworden war, wie man ſeine
Feſtnahme begründen ſollte. Nicht der Grad des Verdachtes,
der vorliegt, ſondern Die Frage, ob der Angeklagte fluchtver-
dächtig ſei, muß für das Gericht entſcheidend ſein. Aher flucht-
verdächtig iſt der Angeklagte nicht.

Rechtsanwalt Obuch macht ähnliche Ausführungen. Er
ſchließt damit, daß er die Jnhaftbehaltung Ledebours als einen
rin en Skandal bezeichnet. Dieſen Ausdruck rügt der Vor
ntzende.

Angeklagter Ledebour: Die Ausführungen des Sickats-
anwalts ſind geeignet, auf meine Freunde, die nicht hier ſind,
ein nachteiliges Licht zu werfen. Jch muß dem gegenüber doch
bemerken, daß eine generelle Pflicht für einen Revolutionär,
ſich den Häſchern zu ſtellen, von mir nicht erkannt werden
kann. Mein Freund Scholze iſt ein unbedingt zuverläſſiger
Charakter. Wenn ich nicht fliehen werde, und nicht geflohen
bin, ſo liegt das an ſpeziellen politiſchen Urſachen. Jch befinde
mich auf einem der wichtigſten Vorpoſten der Revolution. Jch

bin, um einen Vergleich aus dem militäriſchen Leben heran-
zugziehen, ein Soldat, der auf einen Poſten geſtellt iſt, den er
unter allen Umſtänden, auch unter Einſetzung ſeiner Perſön-
lichkeit, zu halten hat. Wenn man mich aus der Haft entläßt,
dann werde ich ſelbſtverſtändlich jeden Tag hier zur Stelle ſein.
Jch tue jetzt im Brennpunkt des revolutionären Jntereſſes
meine Pflicht der Partei und der Jnternationale gegenüber.
Es wäre Verrat, wenn ich fliehen würde. Jch möchte bei dieſer
Gelegenheit noch eins bemerken: Jn den Reihen meiner
Freunde ſpielt der Gedanke an meine Befreiung eine Rolle.
Jch möchte Sie dringend auffordern, dieſem Gedanken die Aus-
führung nicht folgen zu laſſen, auch wenn das Gericht den Haft-
entlaſſungsantrag ablehnt. Jch kann hier nicht entſcheiden, ob
dieſe Pläne in Wirklichkeit beſtehen oder ob ſie ein Werk von
Lockſpitzeln ſind. Jedenfalls wäre eine ſolche Befreiung eine
zwangsweiſe Flucht, zu der man mich treiben würde. Jch
möchte aber auch die Auffordernng an das Eden-Hotel ergehen
laſſen, die Revolver- Leutnants im Falle meiner Entlaſſung
nicht auf meine Spur zu ſetzen.

Der Vorſitzende Mit der letzten Bemerkung hat der
Angeklagte den Rahmen des vorliegenden Antrages verlaſſen.
Das iſt unzuläſſig.

Rechtsanwalt Liebknecht: Der Appell an das Eden-Hotel
war berechtigt, denn ich und meine Mitverteidiger erhalten fort-
geſetzt Briefe, die ſowohl uns wie den Angeklagten Ledebour
dasſelbe Schickſal ankündigen, wie es meinem Bruder und-den
anderen aus Verſehen Verſehen in Gänſefüßchen wider
fahren iſt.

Zeit durchgeſetzt hätte, wie die Umwandlung der alten in die
neue Geſellſchaftsordnung zu Anfang dieſes Jahrhunderts.
Als die Menſchen die Größe des ihnen zugefallenen Glückes zu
ermeſſen anfingen, erkannten ſie, daß die ſtattgehabte Um-
wälzung nicht nur eine Verbeſſerung ihrer Lage im einzelnen
bedeute, ſondern das Emporſteigen der Menſchheit zu einer
höheren Stufe der Ziviliſation, die die Ausſicht auf einen un
begrenzten Fortſchritt eröffnete. Alle Fähigkeiten ihres Geiſtes
wurden angeregt, ſo daß auf allen Gebieten menſchlichen
Schaffens eine Blüte eintrat, die den Glanz der Renaiſſance
in den Schatten ſiellt. Es brach eine Periode an, ausgezeichnet
durch einen einzig daſtehenden Reichtum techniſcher Erfin-
dungen, wiſſenſchaftlicher Entdeckungen, großartiger und zahl-
reicher Schöpfungen der bildenden Künſte, der Muſik und
Literatur. Keine zweite Epoche der Geſchichte läßt ſich mit ihr
vergleichen.“

„Da wir gerade über Literatur ſprechen,“ ſagte ich, „ſo
möchte ich gern wiſſen, wie jetzt Bücher veröffentlicht werden.
Gibt die Nation ſie heraus?“

„Gewiß.“
„Aber wie verfährt ſie dabei? Veröffentlicht die Regierung

auf Koſten der Allgemeinheit alles, was geſchrieben wird, oder
übt ſie eine Zenſur ans und läßt nur das im Druck erſcheinen,
was ſie billigt?“

„Weder das eine noch das andere,“ erwiderte Doktor Leete.
„Dem Amt für die Herausgabe von Schriftwerken ſteht kein
Recht der Zenſur zu. Es iſt verpflichtet, alles drucken zu laſſen,
was ihm vorgelegt wird. Doch geſchieht dies nur unter der
Bedingung, daß der Verfaſſer mit ſeinem Kredit für die erſten
Herſtellungskoſten aufkommt. Er muß für das Vorrecht be

Fahlen, zur ganzen Nation zu ſprechen. Wir meinen, daß er
gern zu der Ausgabe bereit ſein wird. wenn er etwas zu ſagen
hat, was des Anhörens wert iſt. Wären die Einkommen noch
ungleich wie in früheren Zeiten, ſo würde dieſe Regelung nur
den Reichen erlauben, Schriftſteller zu ſein. Jetzt dagegen, wo
alle Bürger gleichgeſtellt ſind, läßt ſie den Verfaſſer nur zeigen,
wie ſtark der Drang, wie ernſt der Beweggrund iſt, der ihn
zum Schreiben treibt. Wenn man ſparſam iſt und vor einigen
Opfern nicht zurückſchreckt. ſo kann man aus ſeinem Jahres
kredit recht wohl die Herſtellungskoſten für die Auflage eines
Buches von mittlerem Umfang decken. Jt ein Buch veröffent
licht, ſo übernimmt die Nation ſeinen Vertrieb.“

„Jch vermute, daß der Verfaſſer wie zu meinen Zeiten im

Beilage zum Volksblatt. Halle (Saale), 26. Mat 1919.

Nach anderkhalbſtündiger Beratung verkündet das Gericht
folgenden Beſchluß: Der r e der Verteidigung wird abgelehnt. Er iſt verfrüht. Der Tatverdacht iſt
durch die h Beweisaufnahme nicht beſeitigt.

Rechtsanwalt Liebknecht: Dieſe Begründung veranlaßt
mich, dem Antrag auf Haftentlaſſung erneut zu ſtellen. s
Gericht ſagt in ſeiner Begründung ſelbſt, daß es den Ange
klagten im Augenblick nicht für fluchtverdächtig halte. Es ſteht
alſo nichts im Wege, den Angeklagten heute aus der Haft zu
entlaſſen, und die Wiederverhaftung zu verfügen, wenn durch
den Gang der Beweisaufnahme ein Fluchtverdacht gegeben
erſcheint. Der Staats anwalt wendet ſich gegen den
Antrag. Rechtsanwalt Liebknecht: Jn der Begründung
des Gerichts heißt es dem Sinne nach, daß ein unmittelbarer
Fluchtverdacht nicht vorliegt. Andererſeits wird die Haftent-kaſſung abgelehnt. Dieſe Stellung des Gerichts kann nur dahin
gedeutet werden, daß es ſich bei ſeinen Beſchlüſſen von
ti ſchen Motiven hat leiten laſſen. Staatsanwalt Zum-
b ro ich beantragt wegen dieſer Aeußerung, die eine ſchwere
Ungebühr darſtelle, gegen Rechtsanwalt Liebknecht eine Geldſtrafe von hundert Mat Rechtsanwalt Liebknecht: Der
Staatsanwalt hat vorhin gezeigt, daß er die Begründung des
Gerichtes völlig falſch aufgefaßt hatte. Wenn er glaubt, dieſen
Prozeß als einen unpolitiſchen Prozeß führen zu können, dann

eht er dabei von ebenſo falſchen Vorausſetzungen aus wie beiher Stellung des Antrages. Rechtsanwalt Roſenfeld ver
langt das Wort. Vor ſ.: Das Wort wird nicht erteilt.
Rechtsanwalt Roſenfeld: Jch beantrage die Wortverweige-
rung zu protokollieren.

Das Gericht zieht ſich zur Beratung zurück. Es verkündet
ſodann, daß die Protokollierung beſchloſſen ſei. Dem Antrage
des Staatsanwalts wird ſtattgegeben und Liebknecht
wegen „Ungebühr“ zu 100 Mark Geldſtrafe ver-
urteilt. Der erneute Antrag auf Haftentlaſſung wird ab-
gelehnt weil ohne Rückſicht auf das Verhalten des An
geklagten Fluchtverdacht beſtehen bleibt.

Rechtsanwalt Liebknecht: Jch erbitte mir die ſchriftliche
Ausfertigung des Urteils in meiner Ungebührſache.

Damit vertagt ſich das Gericht bis Montag 9 Uhr.
R

Warum bleibt Genoſſe Ledebour in Haft
Das ſoll, wie die rechtsſozialiſtiſche SchleswigHolſteiniſche

Volkszeitung in Kiel wiſſen will, zu ſeinem „beſonderen Schutze
geſchehen. Das Blatt ſchreibt:

„Wir wollen es klar und deutlich ausſprechen: Man will
den alten Kämpen vor dem Schickſal Liebknechts
und Roſa Luxemburgs bewahren. Die Offiziers-
kaſte erhebt frecher denn je ihr Haupt. Wenn man Ledebouv
heute aus ſeiner Haft entläßt, beſteht die Gefahr, daß er morgen
von den wild gewordenen Beſtien der Solda-
teska erſchlagen wird. Die Regierung ſcheint gegen
wärtig kein Mittel in der Hand zu haben, Meuchelmörder in
Haft zu halten und Revolutionäre des Lebens zu ſichern. Für
Tirpitz und Ludendorff, die frei in Berlin umher-
ſpazieren, beſteht einſtweilen dieſe Gefahr nicht.“,

Allerlei.
Ganz wie unter Wilhelm.

Was ehedem von der „ſozialiſtiſchen“ Regierung bekämpft
wurde, lebt alles munter weiter. Die Schutzhaft. Der Wucher.
Die Militärgerichtsbarkeit. Die Klaſſenjuſtiz. Geſchworenenbänke
ohne Arbeiter. Die Klaſſentrennung bei der Eiſenbahn. Die
herablaſſende und herabwürdigende Behandlung des Publikums
(beſonders an Schaltern) durch ein ſich fühlendes Beamtenbheer.
Der wahnwitzige Dünkel der Militärkaſte und der Offizierskamarilla.
Es iſt alles noch beiſammen im lieben deutſchen Vaterland des
Kapitalismus und Nationalismus. Nicht zu vergeſſen der Staats
anwalt. Der hat jetzt in Leipzig die Erzählung Karl Stern-
heims Ulrike“ die im Verlage Kurt Wolff-Leipzig erſchienen iſt,
auf eine Anzeige hin als „unzüchtige Schriſt“, beſchlagnahmt, und
es iſt im Einverſtändnis mit dem ſächſiſchen Juſtizminiſterium
ein ſogenanntes objektives Verfahren auf Einziehung und Ver
nichtung der vorhandenen Exemplare eingeleitet worden. Am
Tage, da der erſte Prozeß wegen „Aufreizung zum Klaſſenhaß“
in der „freien deutſchen Republik ſteigt, wird die deutſche
Burſchenſchaft einen fröhlichen Salamander auf EbertNoske
Scheidemann reiben.

Munitionsexploſionen in Belgien.
Brüfſel, 24. Mai. (Havasmeldung.) Geſtern Nachmitta

ſind auf einer Strecke von mehreren Kilometern zwiſchen Bail-
leul und Steenkerke Schießbedarfslager aufge-flogen die Exploſionen dauerten mehrere Stunden. an
befürchtet unter den chineſiſchen Arbeitern ſchwere Opfer.
Aus Gent werden gleichzeitig Exploſionen in den Schieß-
bedarfslagern von Quatrecht gemeldet; der Vahnverkehr
Brüſſel iſt unterbrochen.

ent

bemerkte ich.
„Die Angelegenheit wird zwar anders geregelt wie zu Jhrer

Zeit, doch ſo, daß der Verfaſſer eines Werkes am Ertrag Anteil
hat. Der Preis eines Buches wird durch die Koſten ſeiner Ver-
öffentlichung und das Autorenhonorar beſtimmt, über deſſen
Höhe der Verfaſſer ſelbſt entſcheidet. Setzt er es zu hoch an, ſo
iſt es natürlich ſein eigener Schaden, denn das Buch findet dann
keine Abnehmer. Der Betrag des Honorars wird dem Autor
gutgeſchrieben, und dieſer ſelbſt wird aller anderen Arbeiten
für die Nation ſo lange enthoben, als der Betrag ſeinen Unter
halt deckt. Wenn ein Buch nur einigermaßen gefällt, ſo kann
ſein Verfaſſer Urlaub für mehrere Monate, ja günſtigenfalls
auch für ein, zwei und drei Jahre erhalten. Schafft er in dieſer
Zeit weitere Werke von Erfolg, ſo wird ſeine Dienſtfreiheit der
Verbreitung ſeiner Bücher entſprechend weiter und weiter aus
gedehnt. Ein vielgeleſener Autor kann ſich während der ganzen
Dauer ſeiner nationalen Arbeitspflicht mit ſeiner Feder er
halten. Die Möglichkeit der literariſchen Tätigkeit mehr oder
weniger Zeit widmen zu können, hängt alſo von der An
erkennung und Wertſchätzung ſeines ſchriftſtelleriſchen Talents
durch die öffentliche Meinung ab. Jn dieſer Hinſicht zeitigt
unſere Regelung der Dinge kaum ein anderes Ergebnis wie
die zu Jhrer Zeit übliche, dennoch aber ſind zwei weſentliche
Unterſchiede vorhanden. Erſtens verleiht heute die allgemeine
Höhe unſerer Bildung dem Volksurteil über den wirklichen
Wert einer literariſchen Leiſtung eine ausſchlaggebende Be
deutung, wie ſie ihn zu Jhrer t auch nicht im entfernteſten
zukam. Zweitens hat unſere Zeit e mit dem Pro
tektionsunweſen aufgeräumt, das die nern de wahren
Verdienſtes verhindern könnte. Unter Jhrer Geſellſchafts-
ordnung war die Gönnerwirtſchaft zum herrſchenden und
korrumpierenden Syſtem erhoben worden. Bei uns dagegen
hat ein Schriftſteller genau dieſelbe Gelegenheit wie der andere,
ſein Werk vor das Publikum zu bringen. Dieſe r
Gleichheit würde ſicherlich in Jhren Tagen ungemein ge t
worden ſein; wenigſtens laſſen die Klagen Jhrer zeitgenöſ
ſchen Schriftſteller darauf ſchließen.“

„Das nämliche Prinzip iſt wohl auch für die Wertung des
Verdienſtes auf anderen Gebieten maßgebend, für die außer
ordentliche geiſtige Begabung Vorausſetzung iſt, wie zum
ſpiel in der Muſik, den bildenden Künſten, der echnik?9
ſagte ich.

(Fortſedung folgt.
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Aus der Provinz.
Die Gewerbeaufſicht im Negierungsbezirk Merſeburg.

Aus einer amtlichen n die Organifartonder Gewerbeaufſicht im Regieru ehe re
Die Mitteilungen ſind beſonders für die Arbeiter von
keit. Erfahren ſie doch daraus, an welche Stellen ſie ſich
Beſchwerden über Betriebseinrichtungen uſw. zu wenden

ben. Die geſamte Gewerbeaufſicht im Bezirk unterſteht dem
eh. Regierungsragt Skultetus in Ferſoherßen Der Bezirkiſt aber in ſechs einzelne Kreiſe zerlegt. S Stadtkreis
alle und den Saalkreis befindet ſich die Gewerbeinſpektion in
alle, Bernburger Straße 18. Die Leitun r Gewerbe

inſpektor Dr. Titilerx, weiter iſt tätig Gewerbeaſſeſſor Buy s
und die Aſſiſtentin Wagner. Jn Bitterfel 8 Ge
werbeinſpektor Budde ſtationiert; er iſt für die Kreiſe Bitter
z und Delitzſch zuſtändig. Der Gewerbeinſpektor Zur
in Merſebu r iſt zuſtändig für die Kreiſe Merſebur n
Stadt und den Landkreis Naumburg, den Kreis Querfurt und
den Staditkreis Weißenfels. Jn Sangerhauſen wohnt der
Gewerberat Hans Hartmann. Sein Tätigkeitsgebiet umfaßt
den Stadtkreis Eisleben, den Kreis Eckartsberga, den Mans-
felde Gebirgskreie den Mansfelder Seekreis und den Kreis
Sangerhauſen. Wittenberg iſt der Siz des Gewerberates
Dr Schelhorn; er iſt zuſtändig für die Kreiſe Liebenwerda,
Schweinid, Torgau und Wittenberg. Es iſt ihm die Aſſiſtentin
Vernecker als Hilféarbeiterin beigegeben Jn Zeit iſt Gewerberat Dorn ſtationiert. Sein Aufſichtegedie erſtreckt ſich
Jelen Landkreis Weißenfals und den Stadt- und Landkreis

eitz.
Es ſei hier ausdrücklich darauf hingewieſen daß den Gewerbe

aufſichtsbeamten auch die Entſcheidung von Streitigkeiten aus
den neueren Verordnungen über Arbeiterſchutz uſw. übertragen
iſt. So entſcheidet der Gewerbeinſpektor über die geſetzliche Nor
wendigkeit der Errichtung eines Arbeiterausſchuſſes oder An
geſtelllenausſchuſſes, über die Wahlberechtigung oder die Wähl
barkeit eines Arbeiters oder Angeſtellten, über die Einrichtung,
Huſrandigkeit und Gefchäftsführung eines Ausſchuſſes und üher
alle Streitigkeiten, die ſich aus den Wahlen zu den Ausſchüſſen
ergeben, wenn es ſich um Betriebe Verwaltungen und Bureaus
handelt. die unter Titel VII der Gewerbeordnung fallen oder
ſonſt zum Geſchäftsbereiche der Handels und VSewerbeverwal
tung gehören. Gegen die Entſcheidung des Gewerbeir ſpektors
kann binnen einem Monat eine Veſchwerde an den Regierungs
präſidenten gerichtet werden Da ſich die Vetriebsunternehmer
nicht ſelten noch recht unfreundlich den Arbeiter und Ange
Relltenausſchüſſen gegenüber verhalten, ſo wird oft gut ſein, ſich
an die Gewerbeinſpektion zu wenden.

Noch ein ſchwarzes Schulhalbſahr.
Nach vielem Kompromißſchließen und Hin und Herverhan

deln bequemt ſich das Linifterium Haeniſch
endlich, die geiſtliche chulaufſicht ſo langſam
aufzuheben Aber beileibe nicht heute oder morgen.
Vahezu ein halbes Jahr muß die Lehrerſchaft das ſchwarze

och noch tragen, damit ſie nicht zu üppig wird Der Land
ehrer zumal könnte ſich ja bei der zu ſchnellen Befreiung

von der Pfarreraufficht einen Nervenchok holen. Einen
„Entwurf“ wagt Haentiſch zunächſt ganz ſchüchtern der Preußi-
chen Landesverſammlung zugehen zu laſſen. u. a. Fl. Das
mt des Lofkalſchulinſpektors wird aufgehoben. S 2. Die

Schulaufſichtsbehörden ſind befugt, die bisher den Lokalſchul
inſpektiwnen obliegenden Geſchäfte anderweit auf
Behörden oder einzelne Fachleute zu übertragen.
(Schulvorſtandsvorſitzende 3. Dieſes Geſetz tritt mit
dem 1. Oktober 1919 in Kraft Ob's wahr iſt? Wir
lauben nach den bisherigen Feſtſtellungen, daß aämlich bis
t noch nichts für die Volksſchule geian iſt. nicht recht an

dirſen Termin. abgeſehen davon, daß die ſchwarze Galgen
friſt, für beaufſichtigungswütige geiſtliche Ortsſchuklinſpektoren

eine unverantwortliche Schwäche des ſozialiſtiſchen Miniſte-
riums Haeniſch iſt.

Merſeburg. Ein großer Schuhwarendiebſtahl iſt
in Weißenfels verübt worden. Es ſind von bisher unbekannten
Dieben aus einer Schuhwarenfabrik zirka 6000 Paar Schuhe
im Werte von annähernd 800 000 Mk. geſtoblen worden. Zum
Abtransport des geſtohlenen Gutes müſſen mehrere Wagen be
nutzt worden ſein. Die Spur geht in die Richtung von Merſe
burg. Angaben, die zur Ermittlung der Diebe führen können,
ſind der Polizeiverwaltung erwünſcht.

Lätzen. Aus der Partei. Anſchließend an eine am Sonn
abend ſtattgefundene Gewerkſchaſtsverſammlung ſchloß ſich eine
Portewerſammlung an, in welcher Genoſſe Albrecht die Anträge,
welche zum Kreistag eingegangen waren, bekannt gab. Da die
Zeit ſehr vorgeſchritten war, fand keine weitere Ausſprache ſtatt,
und wurde es den Delegierten überlaſſen, zu den einzelnen An
trägen Stellung zu nehmen. Hierauf beleuchtete Genoſſe Albrecht
das Verhalten der Redaktion des Lützener Volksboten. Zu den
ſtattfindenden Kreistagswahlen, war vom Genoſſen Winkler ein
Artikel der Redaktion zugeſtellt worden, welcher außer einem
Jnſerat im Volksboten erſcheinen ſollte. Dem Genoſſen Albrecht
war von der Redaktion auch verſprochen worden dieſen Artikel zu
bringen, trotzdem iſt er nicht erſchienen. Mit Recht hob Genoſſe

lbrecht hervor, das die hieſige Arbeiterſchaft dieſem Blättchen
e richtige Antwort geben müßte, womit ſich die Verſammlung

auch einverſtanden erklärte. Die nächſte Verſammlung wird ſich
mit dieſer Frage noch einmal beſchäftigen.

Aus dem Stadtvarlament! Jn der am Sonntag
ſtattgefundenen Sitzung nahmen die Stadtverordneten die Wahlen
zweier Kreistagsabgeordneter vor. Jm ganzen wurden 18 Stimmen
abgegeben, wovon auf die Genoſſen Albrecht und Winkler je 11
Stimmen fielen. Von den bürgerlichen Kandidaten erhielt Herr
Bürgermeiſter 6, Herr Gueiſt 7 und Herr Fiſcher 1 Stimme, ſodaß
unſere beiden Genoſſen gewählt ſind.

Delitzſch. Nachwehen vom Eiſenbahnerſtreik.
Kürzlich meldeten wir, daß in den Reihen der freiorganiſier
ten Eiſenbahner große Erregung wegen der der
Streiktage an die gelb Organiſierten herrſcht. Dieſe Angelegen
heit droht offenen Konflikt auszubrechen. Ganz erklär
licherweiſe ließen ſich die Freiorganiſierten dieſe ungleiche Be
handlung nicht gefallen und ſetzten alle Hebel in Bewegung. um
die Bezahlung an alle Arbeiter, oder an niemanden, zu er-
wirken. Unſere Vermutung, daß mit der Gewährung des
Geldes an die Trier-Verbändler ein Keil zwiſchen die Arbeiter
getrieben werden ſoll, beſtätigt ſich. Es zeigt ſich ferner, daß
man mit Hilfe des Geldes die Arbeiter ſich zu einer Arbeits
willigengarde für ſpätere Zeit erkaufen will. Nach langem
erfolgloſen Verhandeln kam am 21. Mai folgender, in ſeinem
entſcheidenden Satze lautender Ukas von der Werksleitung
heraus: „Anſpruch darauf (alſo auf das Geld) haben nur
die, die unbedingt arbeitswillig und Eegner des Streifs waren.
Wer dieſes nachweiſen kann, kann bis zum 24. abends eine
ſchriftliche Eingabe an ſeinen Werkmeiſter richten. in der er
die Gründe und Beweiſe für ſeine Behauptung darlegt.“ Da in
der heutigen teuren Zeit ſeder Arbeiter das Geld ſehr nötig
gebrauchen kann und auf der anderen Seite die Staatsarbeiter
als erſt uns organiſiert zu betrachten ſind und zum Opfer-
bringen für ihre Ueberzeugung erſt erzogen werden müſſen,
wirkt dieſer Anſchlag wie Sprengpulver. Nebenher werden die
Arbeiter noch zum Geſinnungslumpen und zum Heuchler er-
ogen, denn ſchon in früherer Zeit wurde geſagt, daß die Eiſen
ahner mit gang wenigen Ausnahmen für den Streik waren.

Die Gefahr, die durch das Vorgehen der Werksleitung dem
deutſchen Eiſenbahnexverbande droht, hat die Leitung der die

gen Ortsgruppe erlannt und nahm einer Mitgliecderver
ammlung zu dieſer Frage Stellung. Die Gei platzten zu

nach reiflienächſt ſcharft aufeingnder. J
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enbu Reichsſtädtebund. Hier tagte am W. undW. Mai re hen des e dem zur

i 940 kleine und mittlere Städte angehören. Den Haupt
ratungsgegenſtand bildete die bevorſtehende Reform der

dem wurde verhandelt über die Lage
der Städte in etzten Gebieten, über Vereinbarungen mit
dem Verband der Staats und Gemeindearbeiter über Teue
rungszuſchüſſe bei beiden, die Koſten der Einheiteſchule, überdie Verordnung der Erhöhung der Preiſe für Elektrizität und
Gas, über Verteilung der renhausſteuern, über die Kom
munaliſierung wichtiger Betriebe, ſowie eine größere Anzahl
anderer wichtiger Fragen

Düben. Volksverſammlung. Eine von etwa 500 Per
ſonen deſuchte Volksverſammiung fand am 20. Mai im Kronprinz
ſtatt. Gen. Raute Eilenburg referierte über: Gewaltfrieden und
e Die Verſammlung folgte mit Jntereſſe den Aus

hrungen des Referenten und zollte ihm reichlich Beifall. Vor
einigen Tagen hatte eine von der Deutſchnationalen Partei ver
anſtaltete Verſammlung ſtattgefunden, die aber nur mäßig beſucht
war, ein Beweis, daß man den Sozialdemokraten mehr Intereſſe
entgegenbringt.

Wittenberg. Proteſt gegen die Schandjuſtiz. Eine
ſtark beſuchte Vertranensmännerſitzung der Metallarbeiter des
r Wittenberg erhob ſchärfſten Proteſt gegen das
Urteil gegen die Mörder der Genoſſen Liebknecht und Luxemburg.
Sie fordern Beſtrafung der Schuldigen durch ein Revolutions
tribunal.

Wittenberg. Verkauf von Lebensmitteln. Jn der
laufenden Woche gelangen folgende Lebensmittel in allen ein
ſchlägigen Geſchäften des Kreiſes an rung tet
um Vexkauf: 1. von Dienstag, den 27. Mai, an auf Marken

V. 4 und N. B. 1 Pfund Brotaufſtrich 3 Preiſe von
45 Pfg. L. von Mittwoch. den 28. Mai, an auf Marken H. V. 5und R. V. Pfund Kaffee-Erſatz zum Preiſe von 1,12 Mk.
für das Pfund (loſe), zum Preiſe von 1,16 Mk. für das Pfund-
Paket; 3. von Freitag. den 30. Mai, an auf Marken H. V. 6 und
N. V. 8 5 Pfund Grieß zum Preiſe von 24 Pfg. 4. am Sonn-
abend, den 81. Mai auf die Speiſefettmarke Nr. 8, gültig vom
25. bis 831. Mai, Butter.

Mühlberg. Aus der letzten Stadtverordnetenſitzung ſt noch nachzutragen, daß von unſeren Genoſſen die
Wohnungsnot zur Sprache gebracht wurde. Sie hielten es für
unbedingt notwendig, daß die Ermächtigung zu Zwangsmaß-
nahmen beim Staatskommiſſar nachgeſucht werde. Die Ver-
ſammlung erklärte ſich einſtimmig dafür, nachdem ſie die Dring-
lichkeit des Antrages beſchloſſen hatte. Ein weiterer Antrag,
den Verkauf von Milch und Butter den betreffenden Händlern
ganz zu entziehen und auf die Stadt zu übernehmen, wurde
nach langer Beſprechung vertagt. Dann unterhielt man ſich
noch längere Zeit über die Verpachtung von Grasnutzung auf
ſtädtiſchen Wieſen. Wegen ſehr großer Nachfrage werden eine
Reihe Parzellen geteilt. Auch ſollen die Einheimiſchen mehr
wie bisher berückſichtigt werden. Bei Beratung der ſchon er
wähnten Fortbildungsſchulfrage wurde von unabhängiger Seite
beantragt, den ſogenannten Bürgerrat, der ſich am 30. November
gebildet hatte und dem vom Arbeiterrat beratende Mitwirkung
damals eingeräumt war, als nicht pehe exiſtierend W
Begründet wurde der Antrag damit, daß bei der am 1. Mai
erfolgten Neuwahl des Arbeiterrates die Bürger vertreten
ſeien. Nach längerer, teilweiſe ſehr heftiger Ausſprache wurde
der Antrag zum Beſchluß erhoben.

Sandersleben. Peus auf der Flucht. Für Sonnabend
hatten die hieſigen Rechtsſozialiſten eine öffentliche Verſamm
lung einberufen. Der ungekrönte Hergog von Anhalt wollte
reden über: Was kann uns allein retten? Den Verſammlungs-
teilnehmern verſuchte er klarzumachen, daß nur ſeine Welt-
ſprache, Eſperanto oder Jdo. uns aus dieſem Chaos erlöſen
könne, weil nur dadurch eine Völkerverſtändigung möglich ſei.
Nach ſeinem im echten Schulmeiſterton gehaltenen Vortrag,
in dem er den anweſenden Arbeitern Dummheit und Faulheit
vorwarf und ſich damit brüſtete, daß ſeine Partei nicht
auf die Arbeiter angewieſen ſei, da ſie ſehr viel
Zuſtrom aus den bürgerlich-kapitaliſtiſchen Parteien erhielte,
meldete ſich Gen. Böttge und ein Kommuniſt zu Wort. Peus
erklärte, daß er ſich auf eine Ausſprache nicht einlaſſen würde,
ergriff ſeine Mappe und verließ unter ſtürmiſchem Gelächter
und den Zurufen Feigling den Saal. Der Verſammlungs-
leiter weigerte ſich, die Verſammlung weiter zu leiten, darauf
übernahm Genoſſe Stange die Leitung. Gen. Böttge ging auf
die Angriffe des Kommuniſten ein, widerlegte ſie und rechnete
mit den Peusleuten unter ſtürmiſcher Zuſtimmung gründlich
ab. So wurde dieſe Verſammlung des Herrn Pens zu einer
wuchtigen Kundgebung für die Unabhängige Sogzialdemokratiſche
Partlei.

Stadttheater.
Martha. Die Oper „Martha“ des verwelſchten mecklenburgiſchen

Friedr. v. Flotow hat es im Laufe ihrer 65 Jahre zu jener Popu
larität gebracht, die immer ihre Schattenſeiten hat. Als die leicht
foßlichen Melodien Gemeingut aller Leierkäſten, aller klavierſpielen-
Jungfräulein und Männlein, aller Garten und Kaffeehausmuſiker
wurden, als man auf allen Straßen und in allen Häuſern von
der „Martha“ ſang und ſpielte, die „ach ſo fromm, ach ſo traut“
heimlich verſchwand und der der Himmel vergeben möge da
verloren dieſe Melodien viel von ihrer r von ihrem Duft.
Was zart und ſinnig war, wurde dick und arobdrähtig, den pikan-
ten Rhythmen wurden die Pointen genommen. Und ſchließlich
kam die ganze „Martha“ etwas in Verruf. Aber ſo übel, als man
ſie dann ſchließlich ausgerufen hat, iſt die internationale Dame gar
nicht einmal. Zum mindeſten hat Floton bei ihrer ErſchaffungEinfälle gehabt. Ader mögen dieſe Martha Einfälle ſchon manch-
mal trivial ſein, ſo iſt dieſe Komponiſt doch nie auf den Gedanken
gekommen, ſich zu ſpreizen und aufzublaſen und mehr aus ſich
machen zu wollen, als in ſeiner Natur lag. Wir empfinden das
vielleicht hente mehr und ſtärker als die Leute vor dreißig, vierzig
Jahren, wo es noch nicht Mode war, daß man muſikaliſche Ge
dankenarmut durch harmoniſche Tiefſinnigkeiten und Raffinements
der Jnſtrumentiernng zu verſchleiern ſuchte. Und ſo hat auch am
Sonnabend die „Martha“ garnicht ſo ſchlecht abgeſchnitten, wozu
die im ganzen recht gute Aufführung viel geholfen hat. Die Spiel
leitung Auguſt Roeslers zeigte ſich in beſtem Lichte. Und die
elaſtiſche, umſichtige Leitung Karl Nöhrens, der allerliebſte
Einzelheiten aus dem Orcheſter derauszuholen wußte, verhalf der
Aufführung weiter zu einem entſchiedenen Erfolge. Adolf Har-
lacher fand ſich mit ſeinem Lyonel prächti ab. Er gab ihn
ſchlicht, natürlich, vergaß nicht, die linkiſche Manier dieſes gut
mütigen Burſchen zu betonen Seſanglich war dieſe Partie aus-
gezeichnet herausgeardeitet. Auch der Plumkett, der Kompagnon
Lyonels war eine gute Leiſtung unſeres Baſſiſten Cornelius
Barck. Sein transponiertes Porterlied konnte wohl etwas ſchwung
voller ſein. Schauſpieleriſch gab er ſeinen Plumkett reichlich ge
mätlich. Eliſabeth Schwarz war ſtimmlich in beſter Ver
faſſung und ſang ihre Koloraturen mit kriſtallener Klarheit, mit
Geſchmack und Eleganz. Henriette Böhmer brachte uns die
freudige Gewißheit, daß ſie auch in der Spieloper ihre Aufgaben
gut zu erfüllen mag, wenn naturgemäß auch noch manches etwas
u ſchwerblütig angefaßt wurde. Auguſt Roes ler ſtellte mitſeinen Triſtan eine ungemein komiſche Figur auf die Bühne, nur

mit der feuerroten Perrücke konnte man ſich nicht befreunden.
Den Richter ſang und ſpielte Kurt Schreiber angemeſſen.
Over ſelbſt fand wohlverdienten Beifall des vollbeſetzten Theaters.
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Etädteordnung. Au
be

J

kindlichen Seelenlebens.

de

Halle und Saalkreis.
Helle, den W. Mal I

Der Kampf um den BezirksBergardeiterrat.
Anerkennung als vwirtſchaftlige Intereſſenvertretung, aberw kein Kenirollrecht! n

Der Miniſter iſt wie gewöhnlich ergebnislos gewe r Die Kommiſſion, die Mutwoch von der Berg
arbeiterkonferenz zum Verhandeln nach Berlin geſchickt wurde,
hat dort für das ſtarke Intereſſe der Bergarbeiter an ihrem
Bezirksrat beim rer Halle a rin is Je
unden. Jm Gegenteil, die Regierungsſtellen taten auWar Se über e „kühne Sprache“, die der lereien
rat in ſeinen Kundgebungen führte. Die Herren meinen wenn
einige Mitglieder des Bergarbeiterrats für die Kontrollarbeit
ſtaallich bezahlt werden, dann müßte der geſamte Bezirksber
arbeiterrat kuſchen und untertänigſt regierungstreu ſein.
Bergarbeitervertreter bedanken ſich ſchönſtens für ſolch einen
Geſinnungskauf im neuen demokratiſchen Dentſchland.
Beim eichsarbeitsminiſterium, wo zuerſt vor

geſprochen wurde, ſchien man ſich ſchließlich doch nicht ganz mehr
den guten Gründen der Bergarbeiter gegen die Vergewaltigung
ihres Bezirksrates verſchließen zu wollen. Aber, erklärte man:
die Entſcheidung ſteht dem preußiſchen andels-
miniſterium zu. Dort ſtießen die Unterhändler nun ſo-
fort auf die berüchtigte altpreußiſche Bureaukratie. Nachdem
in langer Ausſprache den Geheimräten ein ungewiſſes Gefühl
für die Bergarbeiterwünſche aufgedämmert war, wurde auf d
Entſcheidung des Miniſters vertröſtet. Durch rückſichtsloſes
Drängen erreichte man allerdings erſt am zweiten Tage dar
auf die direkte Beſprechung mit dem Miniſter Fiſchbeck, der
nach längerer Ausſprache erklärte:

Er erkenne zwar den Bezirksbergarbeiterrat ausdrücklich
nochmals als wirtſchaftliche Jntereſſenvertretung der Bergarbeiger an, aber eine amtliche
Kontrolltätigkeit könne er dem ſo ſcharf und revolutionär auf
tretenden Bergarbeiterrat nicht mehr zugeſtehen, Auch einen
Vermittlungsvorſchlag des Bezirksbergarbeiterrates für die
Kontrolltätigkeit lehnte er ab. Selbſt ein Hinweis auf die
ſchweren Wirtſchaftsſchäden als Folgen dieſer Halsſtarrigkeit
berührten den Herrn nicht. Er betonte nur nochmals, daß er
dem Vezirksbergarbeiterrat kein Kontrollrecht, aber die wirt
ſchaftliche Jntereſſenvertretung der Bergarbeiter zugeſtehe.

Es iſt gegen dieſen Entſcheid nun wieder beim Reichsarbeits
miniſterinm Proteſt eingelegt worden. Außerdem ſoll nun
durch den Zentralrat noch der preußiſche Miniſter
präſident um Aenderung des Beſcheides angegangen
werden. Jnzwiſchen werden die Reviervertreter der rgleute
zu der geſpannten Lage Stellung nehmen. Für die Berg
arbeiter aber heißt es in dieſen Wochen, daß ſie ihren Be
zirksratkräftigunterſtützen, damit er in der Lage
iſt, auch ohne Staatsunterſtützung ſein Recht als Arbeiter
intereſſenvertretung noch nachhaltiger, rückſichtsloſer und ſchär

fer als bisher auszuüben.

Volksverdummung im Leſebuch.
Das Leſebuch begleitet das Kind die ganze Schulzeit hindurch

und iſt daher von ungeheurem Einfluſſe auf die Entwicklung des
Darum kann es den Eltern nicht

gleichgültig ſein, welchen Geiſt die Leſeſtücke atmen und ob dieſe
tägliche geiſtige Koſt den modernen Anſchauungen vom Leben,
Werden und Sein auch wirklich entſpricht.

Das noch jetzt in Halle nur noch gebrauchte Deutſche Leſebuch
in drei Bänden (herausg. von Steger u. Wohlrabe, Halle 1916)
beweiſt, daß in dem kapitaliſtiſch-militariſtiſchen Polizeiſtaate
jedes Mittel der Volksverdummung ausgenutzt wurde. Schon
ſieben bis achtjährigen Kindern (Unterſtufe) impfte er ſeine
Moral, ſeine Autoritätsgewalt, ſein Staatschriſtentum,
ſeine Anſchauungen vom Lebenskampfe ein. Aus der unge
heuren Fülle des Materials nur ein Beiſpiel. Sehen wir uns
den 1. Teil des „Werkes“: Unterſtufe für ſieben bis achtjährige
Kinder anl! 1. Elternhaus. 2. Die Schule. 8. Auf der Straße,
4. Aus unſerem Herrſcherhauſe. S[. Jm Wechſel der
Jahreszeiten und 6. Vom lieben Gott. Ein flüchtiger Blick
ſchon belehrt, daß der 4. Abſchnitt zwiſchen „Straße und „Jah
reszeiten“ äußerlich und innerlich ein Fremdkörper iſt. deſſen
Daſein nicht von großem pädagogiſchen Geſchick der Heraus-
geber zeugt! Schmeichelei nach oben, frühe Knechtsgewöhnung
unten Noch mehr befremdet die alberne unmoraliſche Art, wie
dieſes „Herrſcherhaus“ den Kindern vorgeführt r

zur „gerührten“ Geburtstagsfreude ſeines Vaters vom Unter
offizier Bludau“ in unkindlich-alberner Weiſe „gedrillt“. „Ju

ſieben bis achtjährigen Kindern vorll Aber den Kleinen wird
verſichert, daß trotz des Militarismus in der Familie man bei
der „hohen Frau“ doch Mutter und Kindesliebe findet. (Num
mer 62, 3.) „Wenn aber der Vater in das Zimmer treten
wollte, „ſo ließ der Prinz die andern antreten und alle warteten
in ſtrammer Haltung ab, bis ſie der Kaiſer militäriſch grüßte.
(S. 89.) Beſucht der Kronprinz die Schule, ſo bringt er ſeinen
Degen umgeſchnallt mit! Nr. 66.)

Zum andern ſind Moral und Benehmen des Leſebuch Herr
ſcherhauſes“ kientoppartig. Wie ein Kinomenſch kann der
Herrſcher alles! Wenn man ſich „Ehrfurchtsvoll vor dem frem
den Herren“ verneigt, legt er (S. 98) „heimlich eine Kaſſen
anweiſung auf den Tiſch“, er kauft für arme Kinder, wo er ihrer
habhaft werden kann, die ſchönſten Geſchenke, er erkennt unter
Tauſenden jubelnder aufgeſperrter Mäuler das Geſicht eines

Bierfahrers Tappert heraus Nr. 61), der früher Offi
ersburſche war. Prinz Wilhelm zankt ſich im Leſe

uch ſittlich entrüſtet mit ſeinen hochnäſigen adligen Spieß-
geſellen herum, weil ſie nicht mit einem dreckigen Proletarier-
ungen Soldaten ſpielen wollen. de Herrſcher kann alles!
der Kronprinz ſchnallt in der Bornſtedter Schule den Degen
b „und ſetzt den begonnenen Leſeunterricht“ wie ein gelernter
2ehrer fort, er ſieht gleich die Not in der Schule, „kauft neue

Bibeln“ und einen T 7 apt als t WZatron dem Lehrer freiweg Ur la ub, wie das Urlaubgeben anSoldaten ne Jalptleſcbuch Eigenſchaft iſt. Er kann noch
mehrl! Als Oberſt befehligt ein junger Prinz ſogar ein
ganzes Regiment und kehrt (Nr. 61) mit ihm „von den r.
auf dem Tempelhofer Felde“ gurück. (Jmmer an ſez bis

ige Kinder denten iſt ſogar mutigl Man denkel
2
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don Paris reitet er ſogar

w w. 7 r leinen Ein n Hientoppkulſche zur Hand und ſahr r rgierplad, damit
er nicht zu ſpät „zum Dienſt kommt. Sollſe der Hauptmann
aber doch ein man fann nie wiſſen Menſchenſchinder ſein,
nimmt der Kaiſer t die Schuld am Zuſpätkommen anf ſich.
(Nr 72). Er kann 1 Jnvolidententen befürworten! Ein ein

rdiſt“ lernt im Lazarett mit der Linken
ſchreiben und Bilderbücher für Kinder anmalen“ (h.
„So hatte er ſeine Heiterkeit und ſein kindliches Gottvertrauen
bald wiedergefunden (1) Nr. 67). Der Kronprinz bewirtet ihn
in Vornſtedt mit Wein, Obſt und Butterbroten und Zigarren,
drei Aepfel ſteckt er ſich noch ſchnell ein; ſein kaiſerlicher Troß
iſt. ei müßte alles aus Gottes Hand hinnehmen“. Schließlich
7 der Einarmige Ausſicht auf eine Stelle als

lurſchüng“ (117). Aber der Kronprinz ſtellt ihm noch dazu
„ein häüäbſches Jahtesgehalt“ in Ausſicht!
Wenn er's bekommen hat, war's der einzige nach 701 Und dann
noch 30 Mk. jährlich

Endlich iſt der Leſebuchkönig der Herrgott ſelber!
Zum Knirps. der ihn anzuſprechen wagt. und der Soldat wer
den will „mit roten Aufſchlägen und den weißen Federbüſchen“
(Kr. 69) ſagt der Känig gnädig ſalbungsvoll „Gott ſegne dich,
mein Jungel!“ Jm allgemeinen d man aber doch nicht zu
nahe an den hohen Herrn“ heran. Jm Stück: „Der König in
Bad Ems“ (7.-8jährige!!) heißt es: „Zuweilen rollte ſelbſt ein
Spielball ganz dicht an ſeine Füße.“ Man denkel! Die ver
blödeten, dumnmen „Angehörigen“ des ſchuldigen Mähchens „und
audere Kizrgäſte ſchauten e drein“ wegen dieſes
polizeiwidxigen Leſebuch-Verbiechens. Aher der großmütige
Löwe. dem „auf einer Bank in den Anlagen ſaß, wo er nicht ſo
groß ansſah“, warf mit ſeinen durchlanchtigſten Händen „ihm
denſelben ſelbſt hin.“ (Lies Nr. 69 Das wichtigſte iſt, „derhohe Herr wird immer auffallend ehrſurchtorel begrüßt“
(Nr 65). Damil aber die kleinen 7—-8 jährigen Untertanen
nicht denken, „Kuiſers“ ſeien allzu reich, ſchieht man zum

Fuß ein Tendengzſtiück ein mit der Ueberſchrift: „Es koſtet zu
vie4 nämlich eine notwendige Badereiſe für kleine Prinzen
uwd Prinzeſſinnen, die noch nicht genug „Pflege“ haben.

So ſieht das Lefebuch der Proletarierkinder noch
heute aus! Wit haben noch viele viele Verbrechen an der
Kindesſeele quch in anderen Abſchnitten feſtgeſtellt, vor allem
auf dem Gebiete der falſchen Moral, der naiven
Weltanſchauung und einer lachhaften Gottes
idee. Daß man 7- bis Vährigen Kindern ein derartige geiſtloſe
Lektüre in den erſten Schuljahren einſangen ließ, beweiſt die
Unmoral der alten Klaſſenherrſchaft und die
ausgeklügelte Volksverdummung des verfloſſenen
Regimes Welchen ſchweren Stand haben unter dieſen Verhält
niſſen wohl die Volfsſchullehrer heute noch unter alten
monarchiſtiſchen Schulaufſichtsbeamten.

Arheiter-Eltern! Dieſe Zeilen ſollen e uch anregen, im Leſe-
buch enres Kindes zu blättern. Pflanzt früh den wahren
Geiſt des Sozialismus in die Kindesſeeleineingals Gegenmittel gegen diegewaltſameisherige wiihelmiſqh-kukendocſ ſo Gift-
infizierung der Pſyche des Jungvolkes1

Wie der freie Handel das Volk betrügt.
Ans dem Magiſtrats-Geſundheitsamt wird uns berichtet:
„Die herrſchende Lebensmittelnot wird von ünlauteren Elementen

immer wieder zu unerlaubter Bereicherung ausgenutzt Nach dem
Bericht des Städtiſchen Nahrungsmittel-Unterſnchungsamtes wurden

mehr als (28,4 Proz.) der dem freien Handel ent
nommenen Lebensmittel als minderwertig oder be
denklich beanſtandet Unerhört ſtatk verbreitet iſt noch die
Milchpantſcherei; nicht viel weniger als ein Viertel
aller unterſuchten Milchproben erwies ſich als ge
wäſſert. Die kaufende Bevölkerung könnte ſich in höherem Grade
vor ſchnöder Uebervorteilung ſchützen, wenn ſie auf den Einkauf
offenkundig minderwertig gemachter Dinge, die mit außerordent
lichem Gewinn vertrieben werden, verzichtete U. a. fällt auf,
daß manche Geſchäfte Feigen feilhalten, die ſo lange in Waſſer
gelegt wurden, bis ſie dick aufquellen. Mit dieſen „gewäſſerten“
Feigen wird dem Publikum ſtatt der Früchte etwa ein
Drittel der Ware als Waſſer verabfolgt. Vor dem Ankauf
derart minderwertig gemachter Ware kann nur gewarnt
werden.

Dieſe Mitteilungen der amtlichen Unterſuchungsſtelle wirken
wahrhaft erſchütternd. Sie bilden eine Anklage gegen den ge-
lobten „freien Handel“ und erweiſen wieder die dringende Not

r daß Staat und Stadt die geſamte Verſorgung der
evölkerung mit Nahrungsmitteln in die Hand nehmen und

kontrollieren. Die Stadtverordnetenverſammlung hat
einen Sozialiſierungsausſchuß eingeſetzt; er findet
ein weites Feld für ſeine Tätigkeit. Die Uebernahme der
Milchverſorgung durch die Stadt wäre eine
der dringendſten Aufgaben Gegen das Verbrechen
der Milchverfälſchung gibt es keinen anderen Schutz als den
Vertrieb der Milch durch die Stadt. Mannheim und andere
Städte haben in dieſer Hinſicht die beſten Erfahrungen ge-
m

Anonyme Zuſchriften. Täglich laufen e bei uns
ein, die keine Unterſchrift tragen und „Ein Genoſſe“ oder „Ein
Leſer“ unterſchrieben ſind. Solche Zuſchriften wandern ohne
Prüfung des Inhalts grundſätzlich in den Papierkorb, Wer
uns etwas mitzuteilen hat, ſoll auch den Mut aufbringen, ſeinen
Namen zu nennen. Selbſtverſtändlich fällt eine ſolche Namens
nennung unter das Redaktionsgeheimnis, d. h. der Name des
Einſenders wird bei Veröffentlichung der Zuſchrift nicht ge

nannt. Die Schriftleitung.Sozialiſtiſche Studentengruppe. Am Dienstag abend 8 Uhrim Hörſaal IV der üniverſitat Verſammlung der Wähler k7
A. St.A. Verfaſſung und Programm für eine ſtudentiſche Selbſt
verwaltung. Am Mittwoch, den 28. Mai, abends 7 Uhr, im
Gewerkſchaſtshauſe Vortragsreihe: Unſer Weg zum Sozialismus
Referent Herr Adolf Thiele Halle (S. P. 2 Gäſte können ein
geführt werden. er Arbeitsausſchuß

„Bittet für den Kaiſer in ſeiner Bedrängnis.“ Das iſt der
neueſte Unfug, der durch Plakate an den Säulen verübt
wird. Den letzten Sonntag den die Kirche WMogate“ (bittet,
betet) benamſet, hatten die politiſchen und kirchlichen Mucker
dazu erſehen. Das kirchliche Theater wird immer fideler.
Warum iſt denn Wilhelm in Bedrängnis? er von
Gottes Gnaden ausrückte und nicht bei „ſeinem“ Volke, das er
mit ins Unglück geſtürzt hatte, in trüben Tagen blieb. Nun
u der „liebe Goft“ ihm wieder hekfen, ſoll ihn wieder an die

pitze eines untertänig-frommen deutſchen Volkes ſtellen, da
mit das Gottesgnadentum aufs neue blühe und das Volk be
rücke. Die Kirche ſchiebt in dieſem Treiben kräftig mit, da
e weiß, daß fich unter Wilhelms Gottesgnadentum prächtig

n läßt. Die „geiſtlichen“ Herrſchaften fürchten die
nung von Kirche und Staat. Viele von ihnen glauben, daß ihre

ruhſamen Pfründen verſiegen werden, wenn nicht mehre e

a h

r ren aiſet in ſ. a n2 erm übri könnte man auch z ſtellen, was eine
iſcha (logax „ſogialiſtiſche Regierung gegen

dieſen z h n gedenkt. Wilhelm II. maelehrtgy in Veren tet uHerr von
ſperren laſſen, der es

etwa unter ſeiner Regierung für ein republikaniſches Staats
oberhaupt ſo aufreigend zu wirken. Von allen Seiten 37
a die Treibereien für Wilhelms Rückkehr ein. Der All-

utſche Verband fordert auf, in der National- und preußiſchen
andesverſammlung den feierlichen Antrag“ auf Wilhelms

Widerkunft zu ſtellen. Da will die Kirche nicht zurückbleiben.
e macht die hochverräteriſche Propaganda auf
e muckeriſche Art: „Betet für den Kaiſer.“ Vorerſt hat der

liebe Gott freilich dem deutſchen Volke eine Republik geſchenkt.
Ob er ſich durch die Gebete alter Tanten ſo 4 umſtimmen
laſſen ſollte? F. Daß der monarchiſche Fimmel nicht aur
in Halle, ſondern in der ganzen Republik ſein
Unweſen kfreibt, zrigt eine Zuſchrift, die das et che

dar Echo von einem Muſikfreund erhält: Als großer
uſikfreund beſuchte ich die Wagner-Feier der Deutſchnatio-

nalen Volkspartei. Man merkte ſofort an den prachtvollen
Koſtümen und dem vielen reichen Schmuck ſowie an der äußer-
ſten Eleganz, mit der die Herren gekleidet waren, daß man ſich

iſchen Leuten aus den Kreiſen der oberen Zehntauſend be
and. Die Muſikvorträge waren prachtvoll. un ſollte als

letztes Stück des Programms „Der Kaiſermarſch“ kom-
men. Der Dirigent beſteigt das Pult, die erſten Töne er
klingen und ich will meinen Augen nicht trauen

alles erhebt ſich und hört ſtehend den „Kaſſermarſch“ an.
Jch konnte es nicht glauben, daß in ſo freier Art die Reaktion
vorginge. Da ich ſelbſtverſtändlich ſitzen blieb. wurde ich zuerſt
mit erſtaunten, dann aber mit verächtlichen Blicken angeſchaut

n der „ſozialiſtiſchen“ Republik können ſich die monarchiſchen
lemente eben die unverſchämteſten Provokationen erlauben;

es geſchieht ihnen nicht das geringſte.
Dunkle Sänlenweisheit. Der Holliſche Sekretär der regierungs

ſozialiſtiſchen Partei, Herr Emil Pikard ſendet uns ine Zuſchrift,
in der er mitteilt, daß der. Verüber des Plakates Solange die
rer der Sportekiſten und Kommuniſten die Maſſe weiter ver-

etzen, iſt eine Beſſerung der Ernährungsverhältniſſe ausgeſchloſſen“,
nicht die ſogenannte Zentrale ſür Heimatsdienſt ſei. Herr
Pikard ſcheint demnoch die Geſchäfte der Z f H bereits genau zu
kennen, trotzdem er feſtſtellt, daß er erſt am l Juni die Leitunder hieſigen Abteilung dieſes reizenden Gebildes übernimmt Da

Herr Pikard ſeinen Sekretärpoſten ber den Regierungsſozialiſten
niederlegt, berichtet er zugleich. Das erſcheint ſehr glaubhaſt,
denn die politiſchen Geſchäfte der Regierungsſozioliſten gehen ſo
ſpottſchlecht, daß ein Sekretär keine fünf Minuten täglich braucht.
um das Lanfende zu erledigen Da keine Mitglieder kommen,
ſehlen auch die Gelder zur Beſoldung eines Sekretärs Jm übrigen
bleibt uns auch nach dieſer „Aufklärung' das Geheimnis dunfkel,
wo denn eigentlich die Plakathetzer ſind und aus welchem Korup-
tionsſonds die Gelder fließen. Man muß annehmen, daß die
Regierung ſelber dieſe Hetzarbeit betreiben und bezahlen läßt.

Im ſtädtiſchen Bauausſchugz wurden Stadtv Genoſſe Rei
wand zum Vorſitzenden. Herr Stadtv. Balke zum Stellvertreter
gewäblt Die Handels und Gewerbeſchule für Mädchen ſoll nach

nangriffnahme der ebenfalls am Roßplatz geplanten Fortbildungs-
chulbauten zur Ausführung kommen, wenn die Rohmaterialien
zufuhren wieder ſo reichlich ſind, daß der Fortgang der ſtädtiſchen
Kleinwohnungsbauten durch dieſe Neubauten nicht behindert wird.
Eine neue Straße ſoll in der Richtung der Leſſingſtraße nach dem
Weſteingang des Nordfriedhofes führen Die Koſten für die
Kanaliſierung der weſtlich der Saale gelegenen Tiefgebieten haben
den Voranſchlag um das Vierfoche überſtiegen. Hierfür und für
Vorarbeiten zur Kanaliſation des Oſtviertels wurde Bewilligung
der Mittel empfohlen. Einige Aenderungen des Bebauungsplanes,
Reparaturarbeiten am Jnſpektor- Wohnhaus des Nordfriedhofes
und Landerwerb am Advokatenweg wurden genehmigt.

Von der Straßenbahn. Um die läſtigen Verkehrsſtörungen
auf der Linie 1 (Trotha Ranniſcher Platz) aufzuheben, ſollen in
allernächſter Zeit die eingleiſigen Strecken zwiſchen Marktplatz
und Ranniſcher Platz (Schmeerſtraße, Franckeſtraße und Stein
weg) dovvelgleiſig ausgebaut werden. Zwecks Behebung der
ſtörenden Aufenthalte in der Großen Steinſtraße (zwiſchen Haupt
poſt und Kleinſchmieden bzw. Markt) hat die Straßenbahnverwal
tung für die eingleiſige Strecke eine Licht-Blockierungs
an lage eingebaut (Haus Nr. 3 und 13). Dieſe Anlage beſteh:
aus zwei Lichtſignalen, zwei Schaltapparaten und zwei in den
Fahrdraht eingebauten Kontaktſtücken. Die Bedienung geſchieht
durchaus ſelbſttätig durch Befahren der Oberleitungskontaktſtücke
Der Wagenführer hat lediglich das jeweilige Signal (rotes oder
grünes Licht zu beachten er braucht keine ſonſtige SchaltarbeitZzu
verrichten. Zeigt ſich z. B. dem Wagenführer kein Signallicht, ſo
iſt die eingleiſige Strecke frei. Der Wagen fährt in die Strecke
ein, ſchaltet ſelbſttätig für die Einfahrt grünes Licht ein und gibt
gleichzeitig für die Gegeneinfahrt rotes Sperrſignal. Anf der
Gegenſeite darf alsdann nicht eingefahren werden. Bei der Aus-
fahrt aus der eingleiſigen Strecke gibt der ausfahrende Wagen
durch ſelbtätiges Ausſchalten der grünen und roten Lichter die
eingleiſige Strecke wieder frei. Findet ein ankommender Wagen

ein grünes Signallicht vor, ſo bedeutet dieſes, daß ſich ein in
leicher Fahrtrichtung fahrender Wagen in der eingleiſigen Strecke
efindet; in die Strecke kann alsdann der zweite Wagen ebenfalls

einfahren. Die Freigabe der Strecke für den Gegenwagen erfolgt
in gleicher Weiſe wie vorher.

Stadttheater. Heute, Montag, abends 7, Uhr, wird die Oper
Martha wiederholt. Dienstag Der Bürger als Edelmann, Mittwoch
Aida, Donnerstag Das Dreimäderlhaus, Freitag Belinde, Sonn
abend Martha, Sonntag nachmittag Fremdenvorſtellung bei er-
mäßigten Preiſen Die Roſe von Stambul, abends Wilhelm Tell.

Noskegardiſten als Vernichter der Fiſcherei durch Hand-
ranaten. Der Fiſchereiverein für die Provinz Sachſen unde Anhalt ſchreibt uns folgendes Das verbrecheriſche Treiben
es Fiſchfanges durch Handgranaten hat zurzeit derart über-
and genommen, daß allen Ernſtes die volle Verödung unſerer377 ewäſſer zu befürchten iſt. Aus allen Teilen der Provinz

und Anbaits, namentlich aus der Nähe der größeren Städte,
werden die Klagen laut, daß Feldgraue (alſo Noskes Ordnungs-

Iden) u. a. im. an den Flüſſen dieſe Aasfiſcherei ausüben.V Uebeltäter kümmert es nicht, daß, wenn fie ein Gericht
Fiſche fangen wollen, ſie guatei alles Fiſchleben, die geſamte
j Brut in weitem Umkreiſe, mit zerſtören. Um einen Fiſch
zu fangen, werden oft Tauſende vernichtet. Und dann ſchreit
alles, daß es keine e gibt. Die Fiſchereiaufſicht und die
Berufsfiſcher ſtehen dieſer gemeingefährlichen Aasfiſcherei ohn
mächtig gegenüber ſie werden, unbewaffnet. wie ſie bisher
ſind, von dieſen Rotten verhöhnt und mit n bedroht.
Die Mitwirkung des Publikums iſt zur Ermittlung der Täter
nicht zu entbehren. Der Fiſchereiverein ſetzt hiermit namhafte
Prämien für erfolgreiche Anzeigen aus.

360 Prozent Einkommenſteuer. Nach ſchweren Kämpfen
die aus dem Feſthalten der Sozialdemokraten an der einmal
beſchloſſenen Steuerſumme ſich ergaben. nahmen die Stadt
perordneten von Magdeburg am Donnerstag in bereits
nächtlicher Stunde gegen die Stimmen der bürgerlichen Frak
tionen die /Steuerſätze an. Es werden erhoben 360 Prozent
der Einkommenſteuer gegen 200 Proz. im Vorjahre. 250 Proß.

ſchlag zur ſtagtlich veranlagten Gewerbeſteuer Prozent3 orſahre), 100 Prozent Zuſcwag zur ſtagtlich veranlagten
Betriebsſteuer, 486 vom Tauſend des gemeinen Wertes der
bebauten Grundſtücke (3,24 im Vorjahre), 654 vom Tauſend
des gemeinen Wertes der unbebauten Grundſtücke. Dazu ſollen
kommen: erhöhte Wertguwochsſteuer, erhöhte Umſatzſteuer, neue
Bierſteuer und vielleicht eine revidierte Luſtbarkeitsſteuer. Die

Aimiagten bürgerlichen Parteien ſtimmten aus egoiſtiſchenVew ntereſſen gegen den geſamten Stat.
Anſ hell nung Z. Vermögensvergzeichniſſes. Gegenüber

der
re Vermögensgrenze für die Verpflichtunzur Au ne vorgeſchriebenen Vermögensverzeichniſſe

begeben ſein loll, hat ich der Reichsminiſter der inanzen

J

gu verz
Ker ge rerverein halt am Dienstag, den 27. Mai,

abends 8 Ühr, eine Sitzung in der Aula des Lyzeumt mit folgen
der Tagesordnung ab: 1. Ergänzungewahlen zu den Ausſchüſſen;

Vortrag Die religidſe Lage der z (Herr Lic. Bauke);
3. Mitteilungen 4. Antrag elpohl, betreffend Berichterſtattung

Verſammlung der Acerpächter. Der Bund erſucht ſämtliche
Ackerpächter der Böllberger Flur zu der am Mittwoch, den 28 ds.
Mis.,, abends /28 Uhr im weizerhaus, Wörmligerſtraße ſtatt
fiadenden Verſammlung zu erſcheinen.

Schwurgericht. Am 24. Mai hatte ſſch der Arbeiter Hermann
d. d. Weth und deſſen Stiefſohn Paul Beyer Bureaugehilfe,
beide aus Halle, wegen ſchweren Landfriedensbruchs zu verant
worten. iſt ein Gewohnheitsverbrecher, 25mal vorbeſtraft.
Die Sorge für ſeine Familie überließ er ſeiner Frau ſein
Stiefſohn war bisher ein ordentlicher, arbeitſamer Menſch.
W hat am Abend des 8. März geplündert, er hat als Erſter das
Gitter des Uhrmachers Brömme ezbhrochen und dort verſchiedene
Uhren uſw mitgehen heißen. ferner wurden Sachen bei ihm
beſchlagnahmt, die aus Davids Fabrik Pottel u Broskowſkis
und Brackehuſch' Geſchäft herruhrten. Seinen Stiefſohn ſcheint
er verführt zu haben. Die Geſchworenen bejahten bei beiden
die Schuldfragen nach ſchwerem Landfriedensbruch. Das Ur-
teil lautete bei W. auf fünf Jahre Zuchthaus bei Beyer waren
„mildernde Umſtände zugebilligt, troßdem erhielt er dieenorme Strafe von zwei Sedren und ſechs Monaten Gefängnis

udiktiert. Jn der Urteilsbhegründung prangte der ſonderbare
atz „Er habe offenſichtlich Reue gezeigt, trotzdem hätte auf

eine hohe Strafe erkannt werden müſſen. Er möge die Reue
weiter durch gute Ter im Gefängnis bezeigen vielleicht
wird ihm dann ein Teil ſeiner Strafe erlaſſen.“ Weiter wurde
verhandelt gegen den Arbeiter Artur Wolf und deſſen Ehefrau.
W hatte ſich an der Plünderung bei Düben u. Herrmann betei-
ligu. kam nach Hauſe und ging dann mit ſeiner Frau zweimal
nach dem Nußbaumſchen Warenhaus Auch von dort hat er ſich
Verſchiendens geholt, den Schaden hat er aber erſetzt. Seine
Frau iſt nur mitgegangen. Das Urteil lautete gegen W. aufwei Jahre neun Monate Gefängnis, gegen die Fran auf ein

hr Gefängnis.
Das Tagebuch einer Verlorenen iſt nun auch gefilmt wordenund kommt zeit im U T Lichiſhielbans an der Alten Promenade

zur Darſtellung Man muß ſagen, daß die Wiedergabe eine ſehr
getreue iſt, wenn men ſich vielleicht auch nach dem Tagebuch die
Verlorenen“ hervorſtehender, „majeſtätiſcher“ vorgeſtellt hat. Viele

gelten des Buches, wie z. B. die Schilderung von Szenen im
affee National in Berlin, konnten nicht auf die Leinwand gebracht

werden. Auf den ernſten und denkenden un wird die Lebens
eſchichte der Verlorenen aber auch in der gekürzten Vorführung
eine tieſe und erſchütternde Wirkung nicht verſehlen.

Feſtgenommene Hühnerdiebe. Jn vergangener Nacht wurde
in einem Hühnerſtall im Neuwerk eingebrochen und ſechs Hühner
an Ort und Stelle abgſchlachtet und geſtohlen. Die Täter ſind
feſtgenommen.

Sturz ans dem Fenſter. Sonntag früh gegen 52 Uhr
türzte ſich ein 32 Jahre alter Buchhalter aus dem Fenſter des
3. Stockwerkes ſeiner in der Charlottenſtraße belegenen Wohnung
in den Hof hinab, wobei er derartige ſchwere Verletzungen davon
trug, daß ſich ſeine Aufnahme in die Klinik erforderlich machte.

Beſchlagnahmte Schleichhandelsware. Sonnabend mittag
wurde auf dem Marktplatz ein Wagen mit Schleichhandelsware
angehalten, von deſſen Jnhalt folgende Lebensmittel beſchlagnahmt
wurden 750 Pfund Kartoffeln, 62 Pfund Rindfleiſch, 1200 Pfund
Roggen, 234 Pfund Butter und 22 Pfund Talg. Am Sonntag-
abend wurde in der Trothaer Straße ein Geſchirr angehalten,
auf dem ſich 2 Sack Mehl und h Sack Kleie befanden. Da die
Ware verbotswidrig hier eingeführt werden ſollte, wurde dieſelbe
beſchlagnahmt.

Konferenz der ſozialdemokratiſchen Kreisvertreter
des Saalkreiſes.

Am Sonntag fand im Volkspark zu Halle eine Konferenz
der 24 ſozialdemokratiſchen Kreisvertreter für den Saalkreis
r einer kurzen Begrüßungsanſprache wies Genoſſe
Jänicke darauf hin, daß es noch Neuland ſei, das die Gewählten
u bearbeiten hätten. Das mit allen Fineſſen ausgeſtattete,
isher maßgebend geweſene Dreiklaſſenwahlſyſtem ſei zu

Kreistagswahlen noch mit einem beſonderen Stacheldrahtzäun
von Vorrechten und n m für die Großagrarier aus
geſtattet geweſen. Die Wahl eines Arbeiters als Kreistags-
mitglied ſei deshalb bisher auch ein Unding geweſen. Um ſo
mehr müßte es begrüßt werden, daß der neugewählte
Kreistag zu Zweidrittel aus unabhängigen
Sozialdemokraten beſtehe. Es ſei dadurch die Bahn

im Sinne des Eozialismus zu wirken. Und dem
illen der Wähler Rechnung zu tragen, müſſe höchſte Aufgabe

der Gewählten ſein.
Hierauf wurde in die Tagesordnung eingetreten. Einen

breiten Raum der Verhandlungen nahm die Beſprechung der
auſgeſtellten Tagesordnung des am 2. Juni zuſammentretenden
Kreistages und die total veraltete Geſchäftsordnung desſelben
ein. Der Kreistag hat aus der Mitte der Kreisangehörigen
mindeſtens ein Dutzend Kommiſſionen zu wählen. Von dieſen
um Teil ſehr wichtigen Kommiſſionen will der Vorſitzende,
andrat v. Kroſigk, ſage und ſchreibe eine ganze wählen

laſſen. Alles andere ſoll ſo wie bisher weitergehen. Alte Reab
tionäre, wie Bülow und Konſorten, die bei der Kreistagswahl

obwohl ſie auf ihrer Liſte an erſter Stelle ſtanden glatt
hinten runterfielen, ſollen weiter in einflußreichen Aemtern
bleiben. Sie ſollen weiter fungieren als Mitglieder der ſo
wichtigen Steuereinſchätzungs-Kommiſſion, des
Provinzial-Landtages und dergleichen mehr. Aeußer-
lich hat man dem Zwange nicht dem eigenen Triebe folgend

die Form ändern müſſen; innerlich dagegen ſoll aller
Demokratie zum Hohn der ſtockkonſervative Abſolutismus
weiterbeſtehen. Und auf was ſtützt ſich der Landrat bei dieſer
Maßnahme? Ein Horcher vom Verband Preußiſcher Land-
kreiſe hat den Miniſter des Jnnern ausgefragt, und er ſoll ihm
geſagt haben, daß „in den für Zwecke der allgemeinen Landes
verwaltung auf Grund beſonderer Geſetze gebildeten Kom
miſſionen nur diejenigen Mitglieder neu zu wählen ſind. die
beſtimmungsgemäß vom Kreistag aus ſeiner Mitte in dieſe
Kommiſſionen zu wählen waren. Da dies bei den meiſten der
vorhandenen mmiſſionen geſetzlich nicht vorgeſchrieben iſt,
würde auch eine Neuwahl der vom Kreistage gewählten Mit-
glieder derſelben nicht ſtattzufinden haben.“ Gleichzeitig wird
jedoch in dieſem privaten Schriftſtück bemerkt, daß dieſerBeſcheid weder durch die Amtsblätter publiziert noch auf dem
Dienſtwege bekanntgegeben wird. Demgegenüber ſteht jedoch
der Erlaß des Miniſters, auf den ſich der Horcher berufen hat.
Unterm 19. Februar heißt es über die Neuwahlen zu den Kreis-
tagen u. a.: „Die neugewählten Kreistage ſind innerhalb 30
Tagen nach der Neuwahl zu verſammeln und haben dabei die
Kreisausſchüſſe und die Kreiskommiſſionen neu zu wählen.“
Und die Kreisordnung beſagt wörtlich: m Falle der Auf
köſung eines Kreistages bleiben die von demſelben gewähl

ten Mitglieder des l der Kreiskommifſſionen ſo lange in Wirkſamkeit, bis der neugs
bildete Kreistag die erforderlichen Neuwahlen u hat.
Alſo nirgends ein Wort „vom Kreistag aus ſeiner Mitte und
wie die indungen alle heißen mögen. Obwohl alſo die Vor
ausſetzung zur Neuwahl der Kommiſſionen ohne weiteres

en iſt, der Verſuch, dem neugewählten, auf dem Willen
aſſe aufgebguten Kreistage zum
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beſchneiden. a es das nicht ben kann und darf,
ete jedem Anweſenden klar ein. Aus der Diskuſſion ging

auch klar und beſtimmt hervor, daß die Gewählten nicht als
Strohmänner angeſehen ſein wollen, ſondern für die volle Anerkennung der ihnen zuſtehenden Rechte einzutreten gewillt ſind.

r anderen Kreiſen werden die Verhältniſſe ähnlich liegen,
i da dürfte es zweckmäßig ſein, nach dieſer Richtung hin zu

en.

Ammendorf. Die Diebesbannde, die bis Anguſt vorigen
hres die Orte Ammendorf, Radewell und Beeſen unſicher machte,
tte ſich am Sonnabend vor dem Strafrichter in Halle zu ver

antworten. Wegen ſchweren Diebſtahls in vielen Fällen waren
angeklagt: Paul Böttcher aus Ammendorf, Franz Peter aus Rade
well Otto Peter aus Radewell Paul Barke aus Peeſen, ferner
die Frauen Anna Brückner und Marie Gömpel, beide aus Ammen-
dorf, wegen Hehlerei. Die vier Hauptangeklagten haben Hühner,
Enten, Gänſe, Kaninchen, Schweine, Treibriemen und aus dem
Konſumverein Ammendorf eine erhebliche Menge verſchiedener
Waren geſtohlen. Lange Zeit trieben ſie ihr nächtliches Unweſen
bis ſie im Auguſt 1918 endlich das Schickſal ereilte. Dos Urteii
lautete: Böttcher 2 Jahre Gefängnis, Franz Peter 3 Jahre
6 Monate Gefängnis, Otto Peter 2 Jahre 3 Monate Gefängnis,
Paul Barke 1 Jahr 6 Monate Gefängnis. Die wegen Hehlerei
angeklagten Frauen erhielten je 2 Monate Gefängnis.

'Wörmlitz. Aufgefundene Leiche. Am Sonnabend
mittag wurde hier die Leiche eines neugeborenen Kindes aus
der Saale gefiſcht. Die kleine Leiche war vollſtändig unbekleidet
und trug am Kopfe und am Rücken Spuren von Verletzungen.

Beeſenlanblingen. Landarbeiter und -arbeiterinnen.
Wir weiſen nochmals auf die morgen, Dienstag, im Gaſthof zurLinde ſtattfindende Landarbeiter- Verſammlung hin. Es ſoll über

die Lohnabmachung des Saalkreiſes berichtet werden.

Allerlei.
Furchtbarer Vulkanausbruch.

16 000 Menſchen tot oder vermißt. Ganze Dörfer vom
Erdboden verſchwunden.

BHaag, 24. Mai. Wie das Niederländiſche Korreſpondenz-
Bureau amtlich aus Holländiſch-Jndien meldet, hat
am 20. Mai ein Ausbruch des Vulkans Kloet im Be-
zirk Srengat ſtattgefunden. 20 Dörfer ſind vollſtän-
dig, 6 Dörfer zum Teil vom Erdboden verſchwunden. Gold (11)

der Toten und Vermißten wird auf 16000
ſ S Zablreige Perſonen ſind üchtet. Jn Utar
bisher 157 Leichen gefunden wor

Sie ſchwimmen in Lebensmitteln

Für unſere Agrarier war der Krieg ein glänzendes r
Sie haben ihre land wirtſchaftlichen Erzeugniſſe z. Wucher
preiſen abgeſetzt. Das Gefühl des Hungers, dem die Bevölke

ahlreich zum Opfer ſech ben ſierung in den Großſtädtenz i ihnennie kennengelernt. Mangel an Lebensmitteln be
nicht. Geben ſie von ihrem Ueberfluß ja etwas ab, ſo laſſen ſie
f2 dafür im Schleichhandel Preiſe bezahlen, die nur für

mittelte oder ganz reiche Leute erſchwinglich ſind. Wer ſie
nicht zahlen kann, der mag hungern oder verhüngern. Die
Empfindung dieſer agrariſchen Nimmerſatte für die Leiden der
hungernden Volksgenoſſen ſind vollſtändig abgeſtumpft. Dafür
aber iſt ihre erbärmliche Raff- und Selbſtſucht um ſo voll
kommener entwickelt.

Ein ganz beſonderes Prachtexemplar dieſer edlen Menſchen
gattung ſcheint der Gemeindevorſtand Franz Prager in
Kleinwolſchendorf in Thüringen zu ſein. Als eine von
der reußiſchen Regierung beauftragte Kommiſſion bei ihm nach
Lebensmitteln hausſuchte, hatte er vorher ſeine umfangreichen
Vorräte ſorgfältig verſteckt. Wie die Durchſuchung vor ſich gin
und was alles gefunden wurde, darüber berichtet ein Veauf
tragter ſehr anſchaulich in der Reußiſchen Tribüne. Er ſchreibt
unter anderem: v„Durch das Nebenzimmer gehend, ſahen wir die Großmutter
im Bett liegen, und zwar mußte ſie wohl vom Schüttelfroſt ge
plagt ſein, denn ihr Anzug hätte einem Nordpolfahrer alle Ehre
gemacht. Gerade dadurch kamen wir zu dem Verdacht, daß ſie
auf künſtlichem Wege ihrem Körper Fett zuführen wollte da ja
Fett zur Aufwärmung des Blutes ſehr viel beiträgt. Unſerer
freundlichen Aufforderung, aufzuſtehen, kam die Großmutter
nicht nach, weshalb wir etwas nachhalfen durch Lüften der Decken.
Wir betrachteten es als Menſchenquälerei, daß Herr Prager
ſeine Mutter zum Ausbrüten von Wurſtwaren uſw. benützte.
Deshalb erlöſten wir die Aermſte von ihren Qualen, indem wir
die Brutobjekte, beſtehend aus den feinſten Brat- un d
Magenwürſten, Schinken uſw., unter ihrem Unterbett
hervorholten. Gott ſei Dank, ſaß dieſe Henne noch nicht lange
und die neuen Eier waren noch friſch. Jn dem nächſten un
gemachten Bett es war inzwiſchen Abend a fanden
wir dann eine große Maſſe Papiergeld in Bündeln.
Einige Schrankfächer waren geſtrichen voll

und Silbergeld, alles in einer ſolchen
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An Getreide wurden bei Herrn Prager beſchlagnahmt 5 Sa s

h a h T Mehl,außerdem das
Auch einen Zucker

den wir.

Getreide für d chſte Mahlperiode.huf und noch klaren r in großen Töpfen

fan Faßt man ein Urteil über die Zuſtände im
allgemeinen dort in Kleinwolſchendorf, ſo muß man ſagen, daß
die Landwirte gar nichts entbehren und ihnen ihre Lebens-
bedürfniſfſe in Qualität wie vor dem Kriege
zur Verfügung ſtehen. Derartigen Selbſtverſorgern iſt

ſchwer beizukommen. Sie haben von den Leiden dernur ganzStadtbevölkerung gar keinen Begriff, ſteht ihnen doch an und

iegen, Kaninchen und Geflügel pro Kopf und Woche 1 Pfund
eiſchwaren zu.
Die Oeffentlichkeit dürfte nun auch intereſſieren, was ſo ins-

geſamt in Kleinwolſchendorf beſchlagnahmt worden iſt, und
zwar 8985 Pfund Roggen, 585 Pfund Weizen, 455 Pfund Gerſte,
40 Pfund Hafer, 74 Pfund Zucker, 318 Pfund geräuchertes Fleiſch,
368 Pfund Pökelfleiſch, 104 Pfund Wurſt, 19 Zentner 7 Pfund
Mehl, 5 Pfund Butter, 3 Stück Kuchen (Stollen), 1 Stück Aſch-
kuchen, 4 Stück Pfannkuchen, 5 Stück breite Kuchen, 10 Pfund
Seife, 24 Pfund Brot, obwohl allen das ihnen geſetzlich Zu
ſtehende ſehr reichlich belaſſen wurde. Bei der am folgen
den Tage in Pahren ſtattgefundenen Reviſion fand man dieſe
Sachen ſchon beſſer verſteckt vor, ſogar beſm Pfarrer drei
Säcke allein im Bett des Dienſtmädchens.

ſich ſchon außer den Zwiſchenſchlachtungen von Jagdtieren,

e
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Volksblattleſ er!

Wer den Bezugspreis ohne Aushändigung
der voin Verlag ausgegebenen Quittung zahlt,
tut es auf die Gefahr hin, daß der Verlag
den Betrag nicht erhält und er dieſen noch ein-
mal zahlen muß.

Jm Bezirk Utar ſind 11 Dörfer teilweiſe zerſtört. Die Zahl
W

Menge, daß uns nicht die Zeit übrigblieb, alles nachzuzählen.

qm J duAmtliche Velanntmachungen.

a. ISSS)50 Gramm Butter.
Jn der Woche vom 26. Mai bis 1. Juni 1919 werden auf

den Abſchnitt 22 der Fettkarte für jede Perſon des Haus
halts 50 Gramm Butter zum Preiſe von 46 Pfg. abgegeben.
Der Verkauf erfolgt am Freitag, den 30., und Sonnabend,
den 31. Mai 1919. Die abgetrennten Abſchwitte ſind ge
bündelt dem Stadternährungsamt am Montag, den 3. Juni
1919, abzuliefern. Die Kleinhändler werden angewieſen,
die Reſtbeſtände an Margarine ſchnellftens an den Groß-

händler zurückzugeben.
Halle, den 27. Mai 1919. Der Magiſtrat.

Der Verkauf von Quark
erfolgt am Dienstag, den 27. Mai, auf den Abſchnitt 12
für die eingetragenen Kunden bei der Milchhändlerin
Rincke, Goetheſtr. 13, und in der Verkaufsſtelle der Niem-
berger Molkerei, Martinſtr. 11; an letzterer Stelle nur
vormittags von 8--12 Uhr.

Auf jeden Abſchnitt wird Pfund abgegeben. Die ab
getrennten Abſchnitte ſind bis 30. Mai abzuliefern.

Halle, den 26. Mai 1919. Der Magiſtrat.
Städtiſcher Verkauf von Käſe

in der Talamtſchule, am Dienstag, den 27. Mai 1919.
Zugelaſſen zum Einkanf werden die Jnhaber der Nummern

der Lebensmittelſcheine 18001--19 500 nur nachmittags von
2—-6 Uhr. Für jede Perſon eines Haushaltes können
55 Gramm Käſe zum Preiſe von 20 Pfg. abgegeben werden.

Halle, den 26. Mai 1919. Der Magiſtrat.
Der Verkanf von Suppenmehl beginnt am Dienstag, den
27. Mai. Für jede Perſon eines Haushaltes kann Pfund
abgegeben werden. DDer Verkaufspreis beträgt für loſe

Suppen 95 Pfennige für das Pfund. Bei Suppen in
Pfund- Paketen iſt der Preis auf der Packung erſichtlich.

Die Käufer ſind verpflichtet, bei denjenigen Verkäufern
das Suppenmehl einzukaufen, bei welchen ſie für den Be
zug von Kolonialwaren in die Kundenliſten eingetragen
ind. Der Verkauf erfolgt unter Abtrennung der Marke 322

des Warenbezugsſcheines 22.

Halle, den 26. Mai 1919. Der Magiſtrat.
Städtiſcher Verkauf von Heringen

in der Talamtſchule, am Dienstag, den 27. Mai 1919.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebens-

mittelſcheine mit den Nummern 69000 bis zurück 65501,
vormittags von 8--12 Uhr und die Jnhaber der Nummern
65500 bis zurück 63501 nachmittags von 2-6 Uhr. Für
jede Perſon eines Haushaltes kann ein Hering zum Preiſe
von 60 Pfg. abgegeben werden. Papier oder Taſchen ſind
mitzubringen.

Halle, den 26. Mai 1919.
Seeſiſchverkauf.

Der Verkauf findet am Dienstag, den 27. Mai, vormittags
in den einſchlägigen bekannten Geſchäften markenfrei ſtatt.
Es kann jedes Quantum abgegeben werden. Die Preiſe
der einzelnen Sorten ſind in den Geſchäften deutlich ſicht-
bar angebracht. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen.
Jnfolge der großen Zufuhren iſt ein Anſtellen dor den
Geſchäften unnötig.

Halle, den 26. Mai 1919. Der Magiſtrat.
Flieder in den ſtädtiſchen Anlegen.

Jetzt beginnen die Tage, wo unſere ſtädtiſchen Anlagen
im Fliederſchmuck glänzen. Wegen der Kälte iſt der Flieder
noch nicht ganz aufgeſchloſſen, aber ſchon wird er ab
geriſſen. Es kann nicht oft genug darauf hingewieſen
werden, daß der Flieder am Buſch ſelbſt für jeden Vorüber
ehenden ein herrlicher Anblick iſt; wird er abgebrochen,o welkt er bald dahin. Gerade Halle erfreut ſich einer

beſonderen Fliederpracht. Die Stadtverwaltung iſt beſtrebt,
dieſen übernommenen Schmuck immer weiter auszubauen.
Die Polizeiverwaltung wie anch die Anlagenanfſeher haben
ein ſcharfes Auge auf ſolche, die die ſtädtiſchen Garten
anlagen ihres Schmuckes berauben, aber ſie können nicht
überall ſein, der Flieder kann nur erhalten werden bei
Mitwirkung des Publikums. Es gilt hier der altbewährte
Satz: „Die Anlagen ſind dem Schutze des Publikums
empfohlen“. Kinder, welche mit Fliederſträußen herum-
pren und dieſe verkaufen wollen, ſollten vom Publikum

wieſen werden, denn häufig ſtammt der Strauß aus
öffentlichen Anlagen. Auch die Schulen könnten heil
einwirken.

Hälle, den 20. Mai 1919. Der Ragiſtrat.

Der Magiſtrat.

A.

S Eenburg. Se
Die Wohnungsnot erfordert dringend die Vermehrung

von Wohngelegenheiten auch in unſerer Stadt. Die ge-
planten Neubauten, ſoweit deren Ausführung unter den
gegebenen Zeitverhältniſſen überhaupt in abſehbarer Zeit
möglich iſt, könnten nur einen geringen Teil des Woh-
nungsbedarfs decken. Es ergibt ſich ſomit die dringende
Notwendigkeit, abgeſehen von anderen noch zu er-
greifenden, in Vorbereitung befindlichen Maßnahmen
ſämtliche leer ſtehenden Räume (wie Dachgeſchoſſe, un
benutzte Fabrik- und Geſchäftsräume u. dergl., wobei be
merkt wird, daß als leer auch ſolche Räume zu gelten
haben, die lediglich der Aufbewahrung von Sachen dienen)
gleichviel, ob ſie bereits Wohnzwecken gedient haben oder
nicht, zwecks Schaffung von neuen Wohngelegenheiten

braucher, öffentlich beſtellte Verwalter eines Gebäudes
oder deren Vertreter, die dringende Aufforderung, derartige
Räume zu vergl. 5 3 der ſtädtiſchen Verordnung gegen

bindung mit der Bundesrats- Bekanntmachung vom 23. No-
vember 1918 bis 31. Mai im Zimmer 4 des Rathauſes
(Wohnungsnachweis) anzumelden. Unkterlaſſungen werden
gemäß Polizeiverordn. vom 11. Oktober 1918 bzw. 15. No-ſeember 1918 unnachſichtlich beſtraft. Der in ſtädtiſchen

Dienſten ſtehende Bauführer Schmidt iſt vom Magiſtrat
ermächtigt, bei den Grundſtückseigentümern uſw. ſich die
erforderliche Auskunft zu holen und die entſprechenden
Räume zwecks Vorprüfung zeigen zu laſſen. Die endgültige
Prüfung bzw. Entſcheidung bleibt einer beſonderen Woh-
nungsprüfungskommiſſion vorbehalten.

Es ſei nochmals ausdrücklich an die Verordnung betr.
Maßnahmen gegen den Wohnungsmangel vom 22. Novem-
ber 1918, insbeſondere den z 3 dieſer Verordnung hierdurch
erinnert.

Der 8 3 lautet: *879„Der Magiſtrat ordnet hiermit an, daß der Verfügungs-
berechtigte

a) unverzüglich Anzeige zu erſtatten hat, ſobald eine
Wohnung oder Fabrik-, Lager-, Werkſtätten-, Dienſt-,
Geſchäftsräume oder ſonſtige Räume unbenutzt ſind,

b) ſeinem Beauftragten über die unbenutzten Wohnungen
und Räume ſowie üher deren Vermietung Auskunft

Aufbewahrung von Sachen dieven, ſofern dem Ver-
fügungsberechtigten eine andere Arfbewahrung ohne Härte
zugemutet werden kann, oder wem der Verfügungs-
berechtigte ſeinen Wohnſitz dauernk oder zeitweilig in das
feindliche Ausland verlegt hat.“

2
Die freie Welt
Jlluſtrierte Wochenſchrift
der unnmininen sozialdemokratiſchen

Partei Deutſchlunds,

jede Nummer 20 Pfg. wöchentlich,
bringt in der Ausführung, ähnlich wie die
Berliner Jlluſtrierte Zeitung, die wichtigſten
Vorkommniſſe des Tages in Wort und Bild.

Beſtellungen nehmen alle Austräger
des Volksblattes entgegen.

Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung,
Halle a. d. S., Harz 42/44.

029
Bücher-Anzeigon.

e.Papieren un nu a en
2

Tel. 33 149.
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kreler Fischverkauf.
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Meiner werten Kundschaft, sowie einem geehrten Publikum
zur Nachricht, dass

event. durkh Zuſammenlegung oder Umbau zu erfaſſen.Es ergeht hiermit an ſämtliche Eigentümer, Nieß- S 9 9 j S G h S f r G j W S r t e l ft

I verden und jedes Quantum abgegeben wird.
den Wohnungsmangel vom 22. November 1918 in Ver Dienstugs, Donnerstags II. Sonnahbends cm Wochenmarkt.

Bestellungen nach auswärts werden wie in früherer Weise
prompt ausgeführt und bitte ich um Aufträge.

Friedrich Krahmer.
Fernsprecher 6205.Fischerplan 3.

*903

c eS e ne e e sc h e ä v a

Anhdlage der Cepelnleten.
Geſchichte eines Feldlazaretts.

Aus deu Tagebüchern eines Sanitäts Feldwebels

Preis 80 Pfg.
(1914 1918).

Porto 5 Pfg.
Zu beziehen durch alle Austräger des Volksblattes

Als zu r r Renrete hat. und durch dieAls unbenutzt gelten Wohnungen un üme der bezeichneten Art, wenn ſie völlig lecr ſtehen oder nur zur Volks Buchhandlung, Halle,
Harz 42144.

u 1320/ Kafſeemühlen
werben geſchärft u. repariert
Kellnerſtr. 6 J, am Hallmarkt.

brradrelfen

Tücnti

Gebr. PIato, Gr. Brauhausstr. 29.

M kaufen Sie billig beiEilenburg, den 22. Mai 1919. Der Magiſtrat. R. or un w. 85, 7 ſ erſten

e e Ke Ageer III dienkaie,
eArveitsmarkt r

T NMotalisehioif
bei hohem Lohn sofort gesuoeht.

v c

er
1339

*904

Maurerwerden eingeſtellt.

leunawerh, Aolunfe Rävzen.

Zu melden

im Vauburegu: Kleinwohnungsbau

Zum I. eventl. 15. Juni gut empfohlenes

Bamberg.

Mädenhem,
im Kochen und in Hausarbeit erfahren, bei hohem

1227
Lohn gesucht. Stubenmädchen vorhanden.gesn e h R

Schreckſchuß-
Apparate,

ſicherſter Schutz geg. Diebſtahl.

Otto Sparmann,neben Walhalla. “895

56 JGrundſtück
mit Reſtaurant. Obſt u. Ge
müſegarten in Teutschen-
tual verkauft

Gustav Vogoel,
Löhbnitz bei Teicha.
Kleine Schweine

at abzugeben 999
Karl Giehne, Bennſtedt,

Kaiſerſtraße 7.

Mittleres Grundstück,
wo ſof. 3 Zimmer- Wohnung
zu beziehen iſt, mit geteilten
Etagen zu verkaufen. 1345

Offerten unter V. V. 354
an die Expedition dieſes Bl.

wieder
bei guter Koſt und fr. Wäſche
ſofort aufs Land geſucht.

eldungen bei 1H. Koch zcimledenene,

Malle, Dieskauerstr. 11.
Suche für meine lande

tüchtigen 200Werkvtatt-Porarbeiter

W. Hellwig,
Schweinitz (Eſſter).

Wohnungs Anzeigen.

tT

2 möbl. mmer
e

0 eweOfferten an maus.
h igt,4232 Wilhelmitr. 7.

*901
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